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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 22. 


Inhalt: Kreisordnung für die Rheinprovinz, S. 200. — Geſetz über die Einführung der Provinzial, 
ordnung vom 29. Juni 1875 in der Rheinprovinz, S. 249. — Bekanntmachung, betreffend die 
Provinzialordnung für die Rheinprovinz, S. 251. 


Cr. 9213.) Kreisordnung für die Rheinprovinz. Vom 30. Mai 1887. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, für die 
Rheinprovinz, was folgt: 


Erſter Titel. 
Von den Grundlagen der Kreisverfaſſung. 


Erſter Abſchnitt. 
Von dem Umfange und der Begrenzung der Kreiſe. 


$. 1. 

Die Kreiſe bleiben in ihrer gegenwärtigen Begrenzung als Verwaltungsbezirke 
beſtehen. Jedoch wird die bisher zum Stadtkreiſe Trier gehörig geweſene Land- 
bürgermeiſterei der Vororte Trier, mit Ausnahme der Gemeinden St. Barbara⸗ 
Löwenbrücken, Maar, St. Paulin und Zurlauben, welche letztere mit dem Bezirke 
der Stadtgemeinde Trier vereinigt werden, dem Landkreiſe Trier zugetheilt. Die 
in Folge hiervon nothwendig werdenden Auseinanderſetzungen zwiſchen den be 
theiligten Verbänden ſind auf dem im F. 3 ei Geſetzes, beziehungsweiſe im 
§. 25 des Geſetzes über die Zuständigkeit der Verwaltungs- und Verwaltungs- 
3 vom 1. Auguſt 1883 (Geſetz-Samml. S. 237) bezeichneten 

ege zu bewirken. 
Gef. Samml. 1887. (Nr. 9218.) 38 


Ausgegeben zu Berlin den 25. Juni 1887. 
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8. 2. 


Jeder Kreis bildet nach näherer Vorſchrift dieſes Geſetzes einen Kommunal— 
verband zur Selbſtverwaltung ſeiner Angelegenheiten mit den Rechten einer 
Korporation. 


F. 3. 


Veränderung der Kreisgrenzen und Bildung neuer Kreiſe. 


Die Veränderung beſtehender Kreisgrenzen und die Bildung neuer, ſowie 
die Zuſammenlegung mehrerer Kreiſe erfolgt durch Geſetz. 

Der Bezirksausſchuß beſchließt über die in Folge einer ſolchen Veränderung 
nothwendig werdende Auseinanderſetzung zwiſchen den betheiligten Kreiſen, vor— 
behaltlich der den letzteren gegen einander innerhalb zwei Wochen zuſtehenden Klage 
bei dem Bezirksausſchuſſe (§. 2 des Geſetzes vom 1. Auguſt 1883 über die Zu— 
Sz der Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden, Geſetz-Samml. 

8 

Veränderungen ſolcher Gemeindegrenzen, welche zugleich Kreisgrenzen ſind, 
ſowie die Vereinigung eines Grundſtückes, welches bisher einem Gemeindebezirke 
nicht angehörte, mit einem in einem anderen Kreiſe belegenen Gemeindebezirke, 
ziehen die Veränderung der betreffenden Kreisgrenzen und, wo die Kreis- und 
Wahlbezirksgrenzen zuſammenfallen, auch die Veränderung der letzteren ohne 
Weiteres nach ſich. 

Eine jede Veränderung der Kreisgrenzen iſt durch das Amtsblatt bekannt 
zu machen. 


$. 4. 


Ausſcheiden der großen Städte aus den Kreisverbänden. 


Städte, welche mit Ausſchluß der aktiven Militärperſonen eine Einwohner: 
zahl von mindeſtens 40 000 Seelen haben und gegenwärtig einem Landkreiſe 
angehören, find befugt, für ſich einen Kreisverband, Stadtkreis ($. 89), zu bilden 
und zu dieſem Behufe aus dem bisherigen Kreisverbande auszuſcheiden. 

Auf den Antrag der Stadt wird dieſelbe durch den Miniſter des Innern 
für ausgeſchieden erklärt. 

Durch Königliche Verordnung kann nach Anhörung des Provinzialland— 
tages auch Städten von geringerer Einwohnerzahl auf Grund beſonderer Ver— 
hältniſſe das Ausſcheiden aus dem bisherigen und die Bildung eines eigenen 
Kreisverbandes geſtattet werden. 

Es iſt jedoch zuvor in allen Fällen eine Auseinanderſetzung darüber zu 
treffen, welchen Antheil die ausſcheidende Stadt an dem gemeinſamen Aktiv- und 
Paſſivvermögen des bisherigen Kreiſes, ſowie etwa an fortdauernden Leiſtungen 
zu gemeinſamen Zwecken der beiden neuen Kreiſe zu übernehmen hat. 
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Ueber die Auseinanderſetzung beſchließt der Bezirksausſchuß, vorbehaltlich 
der den Betheiligten gegen einander innerhalb zwei Wochen zuſtehenden Klage 
bei dem Bezirksausſchuſſe (§. 2 des Geſetzes vom 1. Auguſt 1883). 


§. 5. 
Privatrechtliche Verhältniſſe werden durch Veränderungen der Kreisgrenzen 
($$. 3, 4) nicht berührt. 
N Zweiter Abſchnitt. 
Von den Kreisangehörigen, ihren Rechten und Pflichten. 


$. 6. 
Angehörige des Kreiſes find, mit Ausnahme der nicht angeſeſſenen ſervis⸗ 
berechtigten Militärperſonen des aktiven Dienſtſtandes, alle diejenigen, welche 
innerhalb des Kreiſes einen Wohnſitz haben. 


§. 7. 
Rechte der Kreisangehörigen. 
Die Kreisangehörigen ſind berechtigt: 
1) zur Theilnahme an der Verwaltung und Vertretung des Kreiſes nach 
näherer Vorſchrift dieſes Geſetzes, 
2) zur Mitbenutzung der öffentlichen Einrichtungen und Anſtalten des 
Kreiſes nach Maßgabe der für dieſelben beſtehenden Beſtimmungen. 


Pflichten der Kreisangehörigen. 


$. 8. 


a. Verpflichtung zur Annahme von unbeſoldeten Aemtern. (Gründe der Ablehnung. Folgen einer 
ungerechtfertigten Ablehnung.) 


Die Kreisangehörigen ſind verpflichtet, unbeſoldete Aemter in der Ver⸗ 
waltung und Vertretung des Kreiſes ($$. 31, 33, 75, 87) zu übernehmen. 
Zur Ablehnung oder zur früheren Niederlegung ſolcher Aemter berechtigen 
folgende Entſchuldigungsgründe: 5 
1) anhaltende Krankheit; 
2) Geſchäfte, die eine häufige oder lange dauernde Abweſenheit vom 
Wohnorte mit ſich bringen; 
3) das Alter von 60 Jahren; 
4) die Verwaltung eines unmittelbaren Staatsamtes ; 
5) ſonſtige beſondere Verhältniſſe, welche nach dem Ermeſſen des Kreis— 
tages eine gültige Entſchuldigung begründen. 
(Nr. 9213.) 38* 
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Beträgt die Amtsdauer mehr als drei Jahre, ſo kann das Amt nach Ab— 
lauf von drei Jahren niedergelegt werden. 

Wer ein unbeſoldetes Amt in der Verwaltung oder Vertretung des Kreiſes 
während der vorgeſchriebenen regelmäßigen Amtsdauer verſehen hat, kann die 
Uebernahme deſſelben oder eines gleichartigen für die nächſten drei Jahre ablehnen. 

Wer ſich ohne einen der vorbezeichneten Entſchuldigungsgründe weigert, 
ein unbeſoldetes Amt in der Verwaltung oder Vertretung des Kreiſes zu über⸗ 
nehmen oder das übernommene Amt drei Jahre hindurch zu verſehen, ſowie 
derjenige, welcher ſich der Verwaltung ſolcher Aemter trotz vorhergegangener 
Aufforderung ſeitens des Kreisausſchuſſes thatſächlich entzieht, kann durch Be 
ſchluß des Kreistages für einen Zeitraum von drei bis ſechs Jahren der Aus- 
übung ſeines Rechtes auf Theilnahme an der Vertretung und Verwaltung des 
Kreiſes für verluſtig erklärt und um ein Achtel bis ein Viertel ſtärker, als die 
übrigen Kreisangehörigen, zu den Kreisabgaben herangezogen werden. 

Gegen den Beſchluß des Kreistages findet innerhalb zwei Wochen die 
Klage bei dem Bezirksausſchuſſe ftatt. 


$. 9. 
b. Beitragspflicht zu den Kreisabgaben. 

Die Kreisangehörigen ſind verpflichtet, zur Befriedigung der Bedürfniſſe 
des Kreiſes Abgaben aufzubringen, inſofern der Kreistag nicht beſchließt, dieſe 
Bedürfniſſe aus dem Vermögen des Kreiſes oder aus ſonſtigen Einnahmen zu 
beſtreiten ($. 61 Nr. 3). 


Grundſätze über die Vertheilung und Aufbringung der Kreisabgaben. 


$. 10. 


Die Vertheilung der Kreisabgaben darf nach keinem anderen Maßſtabe, 
als nach dem Verhältniſſe der von den Kreisangehörigen zu entrichtenden direkten 
Staatsſteuern, und zwar nur durch Zuſchläge zu denſelben, beziehungsweiſe zu 
den nach $$. 14 und 15 zu ermittelnden fingirten Steuerſätzen der Forenſen, 
juriſtiſchen Perſonen u. ſ. w. erfolgen. 

Die Grund-, Gebäude- und die von dem Gewerbebetriebe auf dem platten 
Lande aufkommende Gewerbeſteuer der Klaſſe AL iſt hierbei mindeſtens mit 
einem Viertel und höchſtens mit dem vollen Betrage desjenigen Prozentſatzes 
heranzuziehen, mit welchem die Klaffen- und klaſſifizirte Einkommenſteuer belaſtet 
wird. Im Uebrigen kann die Gewerbeſteuer von der Heranziehung ganz frei 
gelaſſen, darf aber keinesfalls dazu mit einem höheren Prozentſatze, als die Grund— 
und Gebäudeſteuer herangezogen werden. Ausgeſchloſſen von der Heranziehung 
bleibt die Gewerbeſteuer vom Hauſirgewerbe. 


Die erſte Stufe der Klaſſenſteuer ($. 7 des Geſetzes vom ran, Geſez⸗ 
Samml. 1873 S. 213) kann von der Heranziehung zu den Kreisabgaben ganz 
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freigelaſſen oder dazu mit einem geringeren Prozentſatze, als die übrigen Stufen 
der Klaſſenſteuer und die klaſſifizirte Einkommenſteuer, herangezogen werden. Bei 
den Vorſchriften des §. 9a des oben erwähnten Geſetzes behält es ſein Bewenden. 


$. 11. 


Unter Anwendung des nach dieſen Grundſätzen ($. 10 Abſatz 1, 2 und 3) 
vom Kreistage beſchloſſenen Vertheilungsmaßſtabes wird das Kreisabgabenſoll für 
die einzelnen Gemeinden im Ganzen berechnet und denſelben zur Untervertheilung 
auf die einzelnen Steuerpflichtigen nach demſelben Maßſtabe zur Einziehung ſowie 
zur Abführung im Ganzen an die Kreiskommunallaſſe überwieſen. Doch bleibt 
den Gemeinden die Beſchlußnahme, ihre Antheile an den Kreisabgaben in anderer 
Weiſe aufzubringen, vorbehalten. 


§. 12. 
Feſtſtellung des Kreisabgaben⸗Vertheilungsmaßſtabes. 

Der Maßſtab, nach welchem die Kreisabgaben zu vertheilen ſind, iſt für 
jeden Kreis innerhalb 18 Monaten, nachdem dies Geſetz in Kraft getreten ſein 
wird, ein- für allemal feſtzuſtellen und demnächſt unverändert zur nwendung 
u bringen. Der Kreistag iſt jedoch befugt, hierbei zu den Kreisabgaben für 
Verkehrsanlagen die Grund- und Gebäudeſteuer, ſowie die von dem Gewerbe⸗ 
betriebe auf dem platten Lande aufkommende Gewerbeſteuer der Klaſſe A I inner- 
halb der im F. 10 feſtgeſetzten Grenzen mit einem höheren Prozentſatze als zu 
den übrigen Kreisabgaben heranzuziehen, beziehungsweiſe nach Maßgabe des 
$. 10 Abſatz 3 die erſte Stufe der Klaſſenſteuer von der Heranziehung zu dieſen 
Kreisabgaben ganz frei zu laſſen oder dazu mit einem geringeren Prozentſate 
ng Re 

ommt ein gültiger Kreistagsbeſchluß über den Vertheilungsmaßſtab inner⸗ 
halb der feſtgeſetzten Zeit nicht zu Stande, ſo werden bis zur Herbeiführung 
dieſes Beſchluſſes die Kreisabgaben auf die ſämmtlichen direkten Staatsſteuern, 
mit Ausſchluß der Hauſirgewerbeſteuer, nach Maßgabe des §. 10 Abſatz 1 gleich. 
mäßig vertheilt. : T 

Der Kreistag kann den feftgeftellten Maßſtab von fünf zu fünf Jahren 
einer Reviſion unterziehen. 


§. 13. 
Mehr- oder Minderbelaſtung einzelner Kreistheile. 

Sofern es ſich um Kreiseinrichtungen handelt, welche in beſonders hervor— 
ragendem oder in beſonders geringem Maße einzelnen Kreistheilen zu Gute 
kommen, kann der Kreistag beſchließen, für die Kreisangehörigen dieſer Kreis⸗ 
theile eine nach Quoten der Kreisabgaben zu bemeſſende Mehr- oder Minder⸗ 
belaſtung eintreten zu laſſen. Die Mehrbelaſtung kann nach Maßgabe der Be⸗ 
ſchlüſſe des Kreistages durch Naturalleiftungen erſetzt werden. 

(Nr. 9213.) 
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Heranziehung der Forenſen, juriſtiſchen Perſonen u. ſ. w. zu den Kreisabgaben. 


$. 14. 

Diejenigen phyſiſchen Perſonen, welche, ohne in dem Kreiſe einen Wohnſitz 
zu haben, beziehungsweiſe in demſelben zu den perſönlichen Staatsſteuern ver⸗ 
anlagt zu ſein, in demſelben Grundeigenthum beſitzen, oder ein ſtehendes Gewerbe, 
oder außerhalb einer Gewerkſchaft Bergbau betreiben (Forenſen), mit Einſchluß 
der nicht im Kreiſe wohnenden Geſellſchafter einer offenen Handelsgeſellſchaft oder 
einer Kommanditgeſellſchaft (Artikel 85 und 150 des Allgemeinen Deutſchen 
Handelsgeſetzbuches), ſind verpflichtet, zu denjenigen Kreisabgaben beizutragen, 
welche auf den Grundbeſitz, das Gewerbe, den Bergbau oder das aus dieſen 
Quellen fließende Einkommen gelegt werden. 

Ein Gleiches gilt von den juriſtiſchen Perſonen, von den Kommandit⸗ 
geſellſchaften auf Aktien und Aktiengeſellſchaften (Artikel 173 und 207 des 
Handelsgeſetzbuches), ſowie Berggewerkſchaften, welche im Kreiſe Grundeigenthum 
beſiten oder ein ſtehendes Gewerbe oder Bergbau betreiben. 

Der Fiskus kann zu den Kreisabgaben, ſoweit nicht die Aufbringung nach 
dem Schlußſatz des F. 11 ſtattfindet, wegen ſeines aus Grundbeſitz, Gewerbe⸗ 
und Bergbaubetrieb fließenden Einkommens nicht herangezogen, dagegen mit der 
Grund- und Gebäudeſteuer um die Hälfte desjenigen Prozentſatzes ſtärker belaſtet 
werden, mit welchem die Klaſſen- und klaſſifizirte Einkommenſteuer dazu heran⸗ 
gezogen wird. Im Falle des $. 12 (Abſatz 2) tritt dieſe Belaſtung auch ohne 
Beſchluß des Kreistages ein. 

Bergwerksbeſitzer, welche in dem Umfange ihres Bergwerksbetriebes den in 
der Klaſſe AI der Gewerbeſteuer veranlagten Gewerbetteibenden gleichſtehen, ſind 
zu den Steuerſätzen der Klaſſe AT einzuſchätzen und nach Maßgabe dieſer Ein⸗ 
ſchätzung zu den Kreisabgaben heranzuziehen. 


$. 15. 


Die Einſchätzung der Forenſen, der Bergwerksbeſitzer, der Kommandit⸗ 
geſellſchaften auf Aktien, der Aktiengeſellſchaften und der juriſtiſchen Perſonen zu 
den Kreisabgaben erfolgt, ſoweit ſie zu den der Vertheilung der letzteren zum 
Grunde gelegten Staatsſteuern ($. 10) nicht ſchon unmittelbar herangezogen ſind, 
von dem Kreisausſchuſſe, nach den für die Veranlagung dieſer Staatsſteuern 
beſtehenden Aceh. Vorſchriften, unter Anwendung des für die Kreisabgaben 
beſtimmten Antheilsverhältniſſes. 


$. 16. 
Unzuläſſigkeit einer Doppelbeſteuerung deſſelben Einkommens. 


Niemand darf von demſelben Einkommen in verſchiedenen Kreiſen zu den 
Kreisabgaben herangezogen werden. Es muß daher dasjenige Einkommen, welches 
einem Abgabenpflichtigen aus ſeinem außerhalb des Kreiſes belegenen Grund⸗ 
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eigenthume oder aus ſeinem außerhalb des Kreiſes ſtattfindenden Gewerbe- oder 
Bergbaubetriebe zufließt, bei Feſtſtellung des im Kreiſe zu veranlagenden Ein— 
kommens deſſelben außer Berechnung gelaſſen werden. Dies geſchieht durch 
Abſetzung der bezüglichen Einkommensquote von dem zur Staatsſteuer veranlagten 
Geſammteinkommen und durch verhältnißmäßige Herabſetzung des feſtgeſtellten 
Steuerſatzes. 

Befreiung von den Kreisabgaben. 


$. 17. 


Die dem Staate gehörigen, zu einem öffentlichen Dienſte oder Gebrauche 
beſtimmten Liegenſchaften und Gebäude, die Königlichen Schlöſſer, ſowie die im 
§. 4 zu e und d des Geſetzes vom 21. Mai 1861, betreffend die anderweite 
Regelung der Grundſteuer (Geſetz-Samml. S. 253), im Artikel I des Geſetzes 
vom 12. März 1877 (Geſetz-Samml. S. 19) und im F. 3 zu 2 bis 6 des 
Geſetzes vom 21. Mai 1861, betreffend die Einführung einer allgemeinen Gebäude— 
ſteuer (Geſetz-Samml. S. 317), bezeichneten Grundſtücke und Gebäude find von 
den Kreislaſten befreit. 6 N 


Bis zur anderweiten geſetzlichen Regelung bleiben die Dienſtgrundſtücke der 
Geiſtlichen, Kirchendiener und Elementarſchullehrer gleichfalls von den Kreislaſten 
befreit. Auch iſt bis zu dieſer Regelung die Beſteuerung des Dienſteinkommens 
der unmittelbaren und mittelbaren Staatsbeamten nur nach Maßgabe der 
$$. 2 und 3 des Geſetzes vom 11. Juli 1822 (Geſetz-Samml. S. 184) und nur 
inſoweit zuläſſig, als die Beiträge derſelben zu den Bedürfniſſen der Gemeinde 
ihres Wohnortes nicht bereits das in den gedachten Geſetzesvorſchriften beſtimmte 
Maximum erreichen, und auch dann nur innerhalb der Grenzen der letzteren. 
Ebenſo findet der $. 10 des Geſetzes vom 11. Juli 1822 auf die Heranziehung 
zu den Kreisabgaben Anwendung. 


§. 19. 
Beſchwerden wegen der Veranlagung der Kreisabgaben. 
Auf Beſchwerden und Einſprüche, betreffend 
1) das Recht zur Mitbenutzung der öffentlichen Einrichtungen und Anſtalten 
des Kreiſes, > 

2) die Heranziehung oder die Veranlagung zu den Kreisabgaben, 
beſchließt der Kreisausſchuß. 5 

Beſchwerden und Einſprüche der zu 2 gedachten Art ſind innerhalb einer 
Friſt von zwei Monaten nach erfolgter Bekanntmachung der Abgabebeträge bei 
dem Kreisausſchuſſe anzubringen. Einſprüche gegen die Höhe von Kreiszuſchlägen 
zu den direkten Staatsſteuern, welche ſich gegen den Prinzipalſatz der letzteren 
richten, ſind unzuläſſig. 

(Nr. 9213.) 
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Gegen den Beſchluß des Kreisausſchuſſes findet innerhalb zwei Wochen die 
Klage bei dem Bezirksausſchuſſe ſtatt. Hierbei iſt die Zuſtändigkeit der Ver⸗ 
waltungsgerichtsbehörden auch inſoweit begründet, als bisher durch F. 79 Titel 14 
Theil II des Allgemeinen Landrechts, beziehungsweiſe $$. 9, 10 des Geſetzes über die 
Erweiterung des Rechtsweges vom 24. Mai 1861 (Geſetz-Samml. S. 241) oder 
ſonſtige beſtehende Vorſchriften der ordentliche Rechtsweg für zuläſſig erklärt war. 

Die Beſchwerden und die Einſprüche, ſowie die Klage haben keine auf— 
ſchiebende Wirkung. 

Gegen die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes iſt nur das Rechtsmittel der 
Reviſion zuläſſig (§. 3 des Geſetzes vom 1. Auguſt 1883, Geſetz-Samml. S. 237). 


Dritter Abſchnitt. 
Kreisſtatuten und Reglements. 


§. 20. 
Jeder Kreis iſt befugt: 
1) zum Erlaſſe beſonderer ſtatutariſcher Anordnungen über ſolche Angelegen⸗ 
heiten des Kreiſes, hinſichtlich deren das gegenwärtige Geſetz Verſchieden⸗ 
heiten geſtattet ($$. 46 Abſatz 2, 48 Abſatz 3, 52 Abſatz 1 und 53), 
oder das Geſetz auf ſtatutariſche Regelung verweiſt, ſowie über ſolche 
Angelegenheiten, deren Gegenſtand nicht durch Geſetz geregelt iſt; 
2) zum Erlaſſe von Reglements über beſondere Einrichtungen des Kreiſes. 
Die Kreisſtatuten und Reglements ſind durch das Kreisblatt und, wo ein 
si nicht beſteht, durch das Amtsblatt auf Koſten des Kreiſes bekannt zu 
machen. 


Zweiter Titel. 
Von der Gliederung und den Aemtern des Kreiſes. 


Erſter Abſchnitt. 
Gliederung des Kreiſes. 


5. 21. 


„Die Kreiſe, mit Ausnahme der Stadtkreiſe ($$. 4, 89), umfaſſen die dazu 
gehörigen Städte und Landbürgermeiſtereien. Die Landbürgermeiſtereien umfaſſen 
die dazu gehörigen Landgemeinden. Den Landgemeinden werden die nach der 
Gemeindeordnung für die Rheinprovinz vom 23. Juli 1845 (Geſetz-Samml. 
S. 523) verwalteten Städte gleichgeachtet, unbeſchadet der Beſtimmungen in 
$. 37 dieſer Kreisordnung. 
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Durch Königliche Verordnung kann nach Anhörung des Provinziallandtages 
die Städteordnung auch anderen, als den bisher auf dem Provinziallandtage im 
Stande der Städte vertretenen Gemeinden auf ihren Antrag verliehen werden 
($. 1 Abſatz 2 der Städteordnung für die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856, 
Geſetz-Samml. S. 406). f 90 
4 vi 5. 22. 

Die Abänderung der Landbürgermeiſtereien ($. 9 der Gemeindeordnung 
vom 23. Juli 1845, F. 25 Abſatz 2 des Geſetzes über die Zuſtändigkeit der 
Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden vom 1. Auguſt 1883) erfolgt 
fortan durch den Miniſter des Innern im Einvernehmen mit dem Bezirksaus— 
ſchuſſe nach vorheriger Anhörung der Betheiligten und des Kreistages. 


Zweiter Abſchnitt. 


Von dem Gemeindevorſteher und dem Bürgermeiſter in den Land— 
bürgermeiſtereien, ſowie von den Beamten der Gemeinden und Land— 
bürgermeiftereien. 

1 


$. 23. 
Wahl der Gemeindevorſteher und deren Stellvertreter. 


Der Gemeindevorſteher und deſſen Stellvertreter (Beiſtand), ſowie die 
Bezirks⸗, Dorf: oder Bauerſchaftsvorſteher werden von dem Gemeinderathe aus 
der Zahl der zur Ausübung des Stimmrechtes befähigten Gemeindemitglieder auf 
die Dauer von ſechs Jahren durch abſolute Stimmenmehrheit gewählt. 

Die Wahlen erfolgen nach näherer Vorſchrift des dieſem Geſetze beigefügten 
Wahlreglements. 

ö Die Gewählten bedürfen der Beſtätigung durch den Landrath. 

Vor der Beſtätigung iſt der Bürgermeiſter mit ſeinem Gutachten zu hören. 

Die Beſtätigung kann unter Zuſtimmung des Kreisausſchuſſes verſagt werden. 

Wird die Beſtätigung verſagt, ſo iſt eine Neuwahl anzuordnen. Erhält 
auch dieſe die Beſtätigung nicht, fo ernennt der Landrath auf den Vorſchlag des 
Bürgermeiſters unter Zuſtimmung des Kreisausſchuſſes einen Stellvertreter auf 
ſo lange, bis eine erneute Wahl die Beſtätigung erlangt hat. Daſſelbe findet 
ſtatt, wenn keine Wahl zu Stande kommt. 

In denjenigen Gemeinden, welche für ſich allein eine Landbürgermeiſterei 
bilden, iſt der Bürgermeiſter zugleich Gemeindevorſteher. Der $. 74 der Gemeinde— 
ordnung vom 23. Juli 1845 wird aufgehoben. 


$. 24. 
Ernennung der Bürgermeiſter der Landbürgermeiſtereien. 5 
Für jede Landbürgermeiſterei wird von dem Oberpräſidenten ein Bürger 
meiſter auf Lebenszeit ernannt. 
Geſ. Samml. 1887. (Nr. 9213.) g 39 
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Zu dem Amte eines Bürgermeiſters ſollen an erſter Stelle angeſehene 
Perſonen in dem Bürgermeiſtereibezirke, insbeſondere größere Grundbeſitzer, berufen 
werden. Das Amt ſoll zunächſt Denjenigen übertragen werden, welche daſſelbe 
als ein unentgeltlich zu verwaltendes Ehrenamt zu übernehmen in der Lage ſind. 
Ein Bürgermeiſter mit Beſoldung ſoll nur angeſtellt werden, wenn ein geeigneter 
Ehrenbürgermeiſter nicht zu gewinnen iſt. 

Die Ernennung erfolgt auf Grund von Vorſchlägen des Kreisausſchuſſes, 
welche dieſer nach Anhörung der Bürgermeiſtereiverſammlung zu machen hat. 
Falls der Oberpräſident den ſämmtlichen Vorſchlägen des Kreisausſchuſſes keine 
Folge geben will, ſo bedarf es hierzu der Zuſtimmung des Provinzialrathes. 
Lehnt der Provinzialrath die Zuſtimmung ab, ſo kann dieſelbe auf Antrag des 
Oberpräſidenten durch den Miniſter des Innern ergänzt werden. 

Wenn für die Beſetzung einer erledigten Bürgermeiſterſtelle Vorſchläge nicht 
gemacht worden ſind, oder den gemachten Vorſchlägen keine Folge gegeben wird, 
ſo kann die Verwaltung derſelben nach eingeholter Aeußerung der betheiligten 
Bürgermeiſtereiverſammlungen, ſowie des Kreisausſchuſſes auch dem Bürgermeiſter 
einer benachbarten ländlichen oder ſtädtiſchen Bürgermeiſterei übertragen werden. 
Die Uebertragung erfolgt in dieſem Falle auf Widerruf und iſt aufzuheben, ſobald 
für die betreffende Bürgermeiſterei nach Maßgabe der Vorſchriften im dritten 
Abſatze ein geeigneter Ehrenbürgermeiſter in Vorſchlag gebracht wird. 

Der definitiven Ernennung eines beſoldeten Buͤrgermeiſters ſoll in der 
Regel eine die Dauer eines Jahres nicht überſteigende kommiſſariſche Beſchäftigung 
vorangehen. Die kommiſſariſche Verwaltung der Bürgermeiſterei wird im Uebrigen 
von dem Oberpräſidenten angeordnet. 

Ueber die Feſtſetzung der Beſoldung, beziehungsweiſe der Dienſtunkoſten⸗ 
entſchädigung der Bürgermeiſter beziehungsweiſe der Ehrenbürgermeiſter beſchließt 
der Kreisausſchuß nach Anhörung der Bürgermeiſtereiverſammlung ($. 32 Nr. 4 
des Geſetzes über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs- und Verwaltungsgerichts⸗ 
behörden vom 1. Auguſt 1883). 

Die nach F. 36 des letzteren Geſetzes dem Landrathe, in der Befchwerde- 
inſtanz dem Regierungspräſidenten zuſtehende Befugniß zur Verhängung von 
Ordnungsſtrafen gegen die Bürgermeiſter wird bezüglich der Ehrenbürgermeiſter 
dem Kreisausſchuß, in der Beſchwerdeinſtanz dem VBeirksausſchuß übertragen. 

In Betreff der Beigeordneten finden die wegen Vorſchlag und Ernennung 
der Bürgermeiſter geltenden Beſtimmungen entſprechende Anwendung. 


$. 25. 


Verpflichtung zur Uebernahme von unbeſoldeten Aemtern in den Landgemeinden und 
Landbürgermeiſtereien. i 


Wegen der Verpflichtung zur Uebernahme, ſowie ge der Gründe für 


die Ablehnung unbeſoldeter Aemter in der Verwaltung und Vertretung der Land— 
gemeinden und Landbürgermeiſtereien finden die Vorſchriften der Abſätze 1 bis 4 
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des $. 8 mit der Maßgabe Anwendung, daß an die Stelle des Kreistages (Abſatz 2 
fuer 5 a. a. O.) der Gemeinderath, beziehungsweiſe die Bürgermeiſtereiverſamm⸗ 
ung tritt. 

Für das Amt des Ehrenbürgermeiſters iſt als genügender Ablehnungsgrund 
auch die Größe des Geſchäftsumfangs anzuerkennen, wenn derſelbe nach Ermeſſen 
des Kreisausſchuſſes die an ein Ehrenamt zu ſtellenden Anſprüche überſteigt. 

Wer ſich ohne einen der im $. 8 Abſatz 2 bezeichneten Entſchuldigungs⸗ 
gründe weigert, ein derartiges Amt zu übernehmen, oder das übernommene Amt 
drei Jahre hindurch zu verſehen, ſowie derjenige, welcher ſich der Verwaltung des 
Amtes thatſächlich entzieht, kann durch Beſchluß des Gemeinderaths, beziehungs— 
weiſe der Bürgermeiſtereiverſammlung für einen Zeitraum von drei bis ſechs Jahren 
der Ausübung ſeines Rechtes auf Theilnahme an der Vertretung und Verwaltung 
der Gemeinde, beziehungsweiſe der Landbürgermeiſterei für verluſtig erklärt und 
um ein Achtel bis ein Viertel ſtärker, als die übrigen Gemeindeangehörigen, zu 
den Gemeindeabgaben herangezogen werden. 


$. 26. 
Wahl der Beamten der Landgemeinden und Landbürgermeiſtereien. 


Die Beſtimmungen des $. 23 finden bezüglich der Wahl und Beſtätigung 
auch auf die Unterbeamten der Gemeinden, ſoweit deren Ernennung bisher dem 
Landrathe zuſtand, ſowie auf die Unterbeamten der Landbürgermeiſtereien mit der 
Maßgabe Anwendung, daß die Wahl der letzteren durch die Bürgermeiſterei— 
verſammlung zu vollziehen iſt. 

Die Beſtimmungen der $$. 78 und 104 der Gemeindeordnung für die 
Rheinprovinz vom 23. Juli 1845 werden inſoweit aufgehoben, als ſie Anſtellungen 
dieſer Beamten nur auf Kündigung geſtatten. 


F. 27. 


Bildung einer Penſionskaſſe für die Bürgermeiſter und die übrigen beſoldeten Beamten 
3 der Landbürgermeiſtereien und Landgemeinden. 


Im Falle der Penſionirung des Bürgermeiſters einer Landbürgermeiſterei 
kommt bei der Berechnung der Dienſtzeit auch die Zeit in Anrechnung, während 
welcher der zu penſionirende Beamte bei anderen Landbürgermeiſtereien der Provinz 
als Bürgermeiſter angeſtellt geweſen iſt. ö 

Die Landbürgermeiſtereien und Landgemeinden der Provinz werden zu 
einem Kaſſenverbande vereinigt, welchem es obliegt, den in Ruheſtand verſetzten 
befoldeten Beamten der Landbürgermeiſtereien und Landgemeinden die ihnen zu— 
ſtehenden Penſionen zu zahlen. 

Die zur Beſtreitung der Penſionszahlungen erforderlichen Beiträge werden 
von den Landbürgermeiſtereien und Landgemeinden nach Verhältniß des jeweiligen 
Betrages des penſionsberechtigten Dienſteinkommens der W aufgebracht. Die⸗ 

(Nr. 9213.) 


— 220 — 


jenigen Landbürgermeiſtereien, welche im Ehrenamte verwaltet werden, haben hierzu 
nach Maßgabe eines von dem Kaſſenvorſtande feſtzuſetzenden fingirten Dienſt⸗ 
einkommens beizutragen. Gegen den Feſtſetzungsbeſchluß findet innerhalb zwei 
Wochen die Beſchwerde an den Bezirksausſchuß ſtatt. 

Die Penſionskaſſe wird durch Organe des Provinzialverbandes unter Auf⸗ 
ſicht des Provinzialausſchuſſes verwaltet. Im Uebrigen werden die Verhältniſſe 
der Kaſſe durch ein nach Anhörung des Provinziallandtags von dem Miniſter 
des Innern zu erlaſſendes Regulativ geordnet. . 

Die Provinzialvertretung iſt ermächtigt, einen Theil der gemäß §. 1 Nr. 2 
des Geſetzes vom 30. April 1873 (Geſetz-Samml. S. 187) und $. 26 des Ge⸗ 
ſetzes vom 8. Juli 1875 (Geſetz-Samml. S. 497) aus der Staatskaſſe jährlich 
zur Verfügung geſtellten Summe an die Penſionskaſſe zu überweiſen. 

Im Falle einem definitiv angeſtellten Bürgermeiſter auf Grund der Vor⸗ 
ſchriften des vierten Abſatzes des $. 24 die widerrufliche Verwaltung einer oder 
mehrerer Landbürgermeiſtereien übertragen wird, iſt derſelbe mit dem von den 
letzteren bezogenen Dienſteinkommen penſionsberechtigt. 

Das Ruhegehalt der penſionirten Bürgermeiſter und ſonſtigen Beamten der 
Landbürgermeiſtereien und Landgemeinden fällt fort oder ruht inſoweit, als der 
Penſionirte durch anderweitige Anſtellung im Staats- oder Kommunaldienſte ein 
Einkommen oder eine Penſion erwirbt, welche, mit Hinzurechnung der erſten 
Penſion, ſein früheres Einkommen überſteigen. 


$. 28. 


Die Verwaltung der Ortspolizei ſteht, ſoweit ſie nicht geſetzlich anderen 
Behörden übertragen iſt, dem Bürgermeiſter zu, und der Gemeindevorſteher iſt 
deſſen Organ ($$. 76 und 108 der Gemeindeordnung vom 23. Juli 1845). 


$. 29. 


Der Abſatz 2 des $. 53 der Gemeindeordnung vom 23. Juli 1845, be 
treffend die Ernennung von Gemeindeverordneten, wird ebenſo wie die Beſtim— 
mung im F. 110 Abſatz 4 a. a. O., nach welcher die Abgeordneten zur Bürger⸗ 
meiſtereiwerſammlung vom Landrathe zu beſtätigen find, aufgehoben. 


Dritter Abſchnitt. 
Von dem Landrathe. 


$. 30. 
Ernennung deſſelben. 


Der an der Spitze der Verwaltung des Kreiſes ſtehende Landrath wird 
vom Könige ernannt. 
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Der Kreistag iſt befugt, für die Beſetzung des erledigten Landrathsamtes 
geeignete Perſonen, welche ſeit mindeſtens einem Jahre dem Kreiſe durch Grund- 
beſitz oder Wohnſitz angehören, in Vorſchlag zu bringen. 

Geeignet zur Bekleidung der Stelle eines Landrathes find diejenigen Per- 
ſonen, welche ’ 

1) die Befähigung zum höheren Verwaltungs- oder Juſtizdienſte erlangt 

haben, oder 

2) dem Kreiſe ſeit mindeſtens einem Jahre durch Grundbeſitz oder Wohnſtitz 

angehören und zugleich mindeſtens während eines vierjährigen Zeitraumes 
entweder 
a) als Referendare im Vorbereitungsdienſte bei den Gerichten und 
Verwaltungsbehörden, oder 
b) als Ehrenbürgermeiſter, ſowie in Selbſtverwaltungsämtern des be 
treffenden Kreiſes, des Bezirkes oder der Provinz — jedoch nicht 
lediglich als Stellvertreter oder als Mitglieder von Kreiskom⸗ 
miſſionen — 
thätig geweſen ſind. 

Auf den Zeitraum von vier Jahren kann den zu 2b bezeichneten Perſonen 
eine Beſchäftigung bei höheren Verwaltungsbehörden bis zur Dauer von zwei 
Jahren in Anrechnung gebracht werden. 


$. 31. 
Stellvertretung deſſelben. 


Behufs Stellvertretung des Landrathes werden von dem Kreistage aus der 
Zahl der Kreisangehörigen zwei Kreisdeputirte auf je ſechs Jahre gewählt. Die⸗ 
ſelben bedürfen der Beſtätigung des Oberpräſidenten. Sie find von dem Land- 
rathe zu vereidigen. N 

Für kürzere Verhinderungsfälle kann der Kreisſekretär als Stellvertreter 
eintreten. Jedoch darf dieſe Vertretung die Zeitdauer von vierzehn Tagen in 
der Regel nicht überſchreiten. 


F. 32. 
Amtliche Stellung deſſelben. 


Der Landrath führt als Organ der Staatsregierung die Geſchäfte der 
allgemeinen Landesverwaltung im Kreiſe und leitet als Vorſitzender des Kreis— 
tages und Kreisausſchuſſes die Kommunalverwaltung des Kreiſes. Er hat ind 
beſondere die geſammte Polizeiverwaltung im Kreiſe und in deſſen einzelnen 
Stadtgemeinden und Landgemeinden zu überwachen. 
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Dritter Titel. 
Von der Vertretung und Verwaltung des Kreiſes. 


Erſter Abſchnitt. 
Von der Zuſammenſetzung des Kreistages. 


§. 33. 
Zahl der Mitglieder des Kreistages. 

Die Kreisverſammlung (der Kreistag) beſteht in Kreiſen, welche unter 
Ausſchluß der im aktiven Militärdienſte ſtehenden Perſonen 25 000 oder weniger 
Einwohner haben, in den Regierungsbezirken Aachen, Cöln und Düſſeldorf 
aus 25, und in den Regierungsbezirken Coblenz und Trier aus 20 Mitgliedern. 
In Kreiſen mit mehr als 25 000 bis zu 100 000 Einwohnern tritt für jede 
Vollzahl von 5 000 und in Kreiſen mit mehr als 100 000 Einwohnern für jede 
über die letztere Zahl überſchießende Vollzahl von 10 000 Einwohnern je ein 
Vertreter hinzu. 

§. 34. 
Bildung von Wahlverbänden für die Wahl der Kreistagsabgeordneten. 

Zum Zwecke der Wahl der Kreistagsabgeordneten werden drei Wahlverbände 
gebildet, und zwar: 

a) der Wahlverband der größeren Grundbeſitzer, 

b) der Wahlverband der Landbürgermeiſtereien und 

e) der Wahlverband der Städte. 

In Kreiſen, in welchen keine dem Wahlverbande der Städte angehörige 
Gemeinde vorhanden iſt, ſcheidet dieſer Wahlverband aus. 

Für Kreiſe, welche nur aus einer Stadt beſtehen, gelten die Vorſchriften 
des $. 89 dieſes Geſetzes. 

6. 35. 
Bildung des Wahlverbandes der größeren Grundbeſitzer. 

Der Wahlverband der größeren Grundbeſitzer beſteht aus allen denjenigen 
zur Zahlung von Kreisabgaben verpflichteten Grundbeſitzern, mit Einſchluß der 
juriſtiſchen 1 „Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, 
welche von ihrem geſammten, innerhalb des Kreiſes belegenen Grundeigenthum 
in den Regierungsbezirken Aachen, Cöln und Düſſeldorf mindeſtens 225 Mark, 
und in den Regierungsbezirken Coblenz und Trier mindeſtens 150 Mark an 
Grundſteuer zu entrichten haben beziehungsweiſe zu entrichten haben würden, wenn 
fie dazu nach Maßgabe des Geſetzes vom 21. Mai 1861 (Geſetz-Samml. S. 253) 
veranlagt wären. 
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Der Provinzialvertretung bleibt überlaſſen, dieſen Steuerbetrag für einzelne 
Kreiſe bis auf den Betrag von 450 Mark zu erhöhen oder bis auf den Betrag 
von 100 Mark zu ermäßigen. 

Dem Wahlverbande der größeren Grundbeſitzer treten diejenigen Gewerb— 
treibenden und Bergwerksbeſitzer hinzu, welche wegen ihrer innerhalb des Kreiſes 
betriebenen gewerblichen Unternehmungen in der Klaſſe AI der Gewerbeſteuer mit 
dem Mittelſatze veranlagt find ($. 14 Abſatz 4). 

Von der Theilnahme an dem Wahlverbande der größeren Grundbeſitzer 
ſind die zu dem Kreiſe gehörigen Gemeinden bezüglich ihres innerhalb des letzteren 
belegenen Grundbeſitzes ausgeſchloſſen. Daſſelbe gilt von denjenigen Vereinigungen 
von Grundbeſitzern — Gehöferſchaften ꝛe. —, deren gemeinſchaftliches Eigenthum 
nicht nachweislich durch ein beſonderes privatrechtliches Verhältniß entſtanden iſt 
(vergl. §. 1 Nr. 1 des Geſetzes über gemeinſchaftliche Holzungen vom 14. März 
1881, Geſetz-Samml. S. 261). 

§. 36. 
Bildung des Wahlverbandes der Landbürgermeiſtereien. 

Der Wahlverband der Landbürgermeiſtereien umfaßt die Landbürger⸗ 
meiſtereien des Kreiſes. 

§. 37. 
Bildung des Wahlverbandes der Städte. 

Der Wahlverband der Städte umfaßt die Gemeinden des Kreiſes, welche 
bisher auf dem Kreistage beziehungsweiſe dem Provinziallandtage im Städte— 
ſtande vertreten geweſen ſind, und diejenigen Gemeinden, denen ſpäter die Städte⸗ 
ordnung verliehen wird. 


Vertheilung der Kreistagsabgeordneten auf die einzelnen Wahlverbände. 


$. 38. 

Die nach $. 33 dieſes Geſetzes jedem Kreiſe nach Maßgabe ſeiner Be- 
völkerungsziffer zuſtehende Zahl von Kreistagsabgeordneten wird auf die drei 
Wahlverbände der größeren Grundbeſitzer, der Landbürgermeiſtereien und der 
Städte nach folgenden Grundſätzen vertheilt: 

1) Die Zahl der ſtädtiſchen Abgeordneten wird nach dem Verhältniſſe der 
ſtädtiſchen und ländlichen Bevölkerung, wie daſſelbe durch die letzte 
allgemeine Volkszählung feſtgeſtellt worden iſt, beſtimmt. Die Zahl 
der ſtädtiſchen Abgeordneten darf die Hälfte, und in denjenigen Kreiſen, 
in welchen nur eine Stadt vorhanden iſt, ein Drittel der Geſammtzahl 
aller Abgeordneten nicht überſteigen. 

2) Von der nach Abzug der ſtädtiſchen Abgeordneten übrig bleibenden Zahl 
der Kreistagsabgeordneten erhalten die Verbände der größeren Grund— 
befiger und der Landbürgermeiſtereien ein jeder die Hälfte. In den- 
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jenigen Kreiſen aber, in welchen die Zahl der im Wahlverbande der 
größeren Grundbeſitzer Wahlberechtigten nicht mindeſtens doppelt jo 
roß iſt, wie die aus der vorſtehenden Beſtimmung ſich ergebende 
Nah. von Kreistagsabgeordneten dieſes Wahlverbandes, erhält letzterer 
nur ſoviel Kreistagsabgeordnete, als ſich ergeben, wenn für jeden der- 
ſelben zwei Wahlberechtigte vorhanden ſind, mindeſtens jedoch in den 
Regierungsbezirken Aachen, Cöln und Düſſeldorf ein Drittel und in 
den Regierungsbezirken Coblenz und Trier ein Viertel der Zahl ſämmt⸗ 
licher ländlichen Kreistagsabgeordneten. Die dadurch ausfallende Zahl 
von Abgeordneten des Wahlverbandes der größeren Grundbeſitzer fällt 
dem Wahlverbande der Landbürgermeiſtereien zu. 


$. 39. 


Bleibt die vorhandene Zahl der in dem Wahlverbande der größeren 
Grundbeſitzer Wahlberechtigten ($. 35) in einem Kreiſe unter der ihrem Verbande 
nach §. 38 zukommenden Abgeordnetenzahl, ſo wählt dieſer Verband nur ſo viele 
Abgeordnete, als Wähler vorhanden ſind, und fällt die demſelben hiernach 
abgehende Zahl von Abgeordneten dem Wahlverbande der Landbürgermeiſtereien zu. 


$. 40. 
Vertheilung der vom Wahlverbande der Städte und vom Wahlverbande der Landbürger⸗ 
meiſtereien zu wählenden Abgeordneten, beziehungsweiſe Bildung von Wahlbezirken. 

Die Zahl der vom Wahlverbande der Städte überhaupt zu wählenden 
Kreistagsabgeordneten wird auf die einzelnen Städte des Kreiſes nach Maßgabe 
der Seelenzahl vertheilt. 

Sind in einem Kreiſe mehrere Städte vorhanden, auf welche hiernach nicht 
je ein Abgeordneter fällt, ſo werden dieſe Städte behufs der Wahl mindeſtens 
eines gemeinſchaftlichen Abgeordneten zu einem Wahlbezirke vereinigt. 

it in einem Kreiſe neben anderen großen Städten nur eine Stadt vor- 
handen, welche nach ihrer Seelenzahl nicht einen Abgeordneten zu wählen haben 
würde, ſo iſt derſelben gleichwohl ein Abgeordneter zu überweiſen. 

In gleicher Weiſe erfolgt die Vertheilung der vom Wahlverbande der 
Landbürgermeiſtereien zu wählenden Abgeordneten. 


§. 41. 

Ausgleichung der ſich bei der Vertheilung der Kreistagsabgeordneten ergebenden Bruchtheile. 

Ergeben ſich bei den nach Maßgabe der §§. 38 bis 40 des Geſetzes vor— 
zunehmenden Berechnungen Bruchtheile, fo werden dieſelben nur inſoweit be— 
rückſichtigt, als fie „ erreichen oder überſteigen. 

Ueberſteigen fie 8, jo werden fie für voll gerechnet, kommen fie ½ gleich, 
fo beſtimmt das Loos, auf welcher Seite der Bruchtheil für voll gerechnet 
werden ſoll. 
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Vollziehung der Wahlen in den Wahlverbänden der größeren Grundbeſitzer. 


g. 42. 


Zur Wahl der von dem Wahlverbande der größeren Grundbeſitzer zu 
wählenden Kreistagsabgeordneten treten die zu dieſem Verbande gehörigen Grund— 
beſitzer, Gewerbtreibenden und Bergwerksbeſitzer in der Kreisſtadt unter dem Vorſitze 
des Landraths zuſammen. 

$. 43. 


Bei dem Wahlakte hat jeder Berechtigte nur Eine Stimme. 
Auch als Stellvertreter können Perſonen, welche bereits eine Stimme führen, 
ein ferneres Stimmrecht nicht ausüben. Ausgenommen ſind die im F. 45 Nr. 7 
bezeichneten Vertreter. 
$. 44. 


Das Recht zur perſönlichen Theilnahme an den Wahlen (F. 42) ſteht vor- 
behaltlich der nachfolgenden beſonderen Beſtimmungen (F. 45) denjenigen Grund— 
beſitzern, Gewerbtreibenden und Bergwerksbeſitzern zu, welche 

a) Angehörige des Deutſchen Reiches und ſelbſtändig ſind; als ſelb— 

ſtändig wird derjenige angeſehen, welcher das 21. Lebensjahr vollendet 
hat, ſofern ihm das Recht, über ſein Vermögen zu verfügen und 
daſſelbe zu verwalten, nicht durch gerichtliche Anordnung entzogen ift; 

b) ſich im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden. 

Das Wahlrecht geht verloren, ſobald eins der vorſtehenden Erforderniſſe 
bei dem bis dahin Wahlberechtigten nicht mehr zutrifft. Es ruht während der 
Dauer eines Konkurſes, ferner während der Dauer einer gerichtlichen Unter— 
ſuchung, wenn dieſelbe wegen Verbrechen oder wegen ſolcher Vergehen, welche 
den Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte nach ſich ziehen müſſen oder können, 
eingeleitet, oder wenn die gerichtliche Haft verfügt iſt. 


F. 45. 

Durch Vertretung können ſich an den Wahlen betheiligen: 

1) der Staat durch einen Vertreter aus der Zahl ſeiner Beamten, ſeiner 
Domänenpächter, oder der ländlichen Grundbeſitzer des Kreiſes, 

2) ſonſtige juriſtiſche Perſonen, Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſell— 
ſchaften auf Aktien durch einen Pächter oder mit Generalvollmacht 
verſehenen Adminiſtrator eines im Kreiſe belegenen größeren Gutes, 
oder durch einen Vertreter aus der Zahl der ländlichen Grundbeſitzer 
des Kreiſes; Korporationen ſind befugt, ſich nach Maßgabe ihrer 
Statuten oder Verfaſſungen vertreten zu laſſen; 

3) Eltern durch ihre Söhne, welchen ſie die Verwaltung ſelbſtändiger 
Güter dauernd übertragen haben 

Gef. Samml. 1887. (Nr. 9213.) 40 
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unverheirathete Beſitzerinnen durch Vertreter aus der Zahl der ländlichen 
Grundbeſitzer des Kreifes; 


5) die Mitglieder regierender Häuſer und die Mitglieder der vormals 
reichsunmittelbaren Familien durch ein Mitglied ihrer Familie, oder 
einen Vertreter aus der Zahl ihrer Beamten, ihrer Gutspächter oder 
der ländlichen Grundbeſitzer des Kreiſes; 

6) die gemeinſchaftlichen Beſitzer eines größeren Grundeigenthums (F. 43) 
durch einen Mitbeſitzer, beziehungsweiſe die Theilnehmer eines gewerb— 
lichen Unternehmens durch einen derſelben; 

7) Ehefrauen, ſowohl groß- wie minderjährige, können durch ihren Ehe⸗ 
mann, Kinder unter väterlicher Gewalt durch ihren Vater, bevor⸗ 
mundete Perſonen durch ihren Vormund oder Pfleger vertreten werden; 
wird die Vormundſchaft oder Pflegſchaft von weiblichen Perſonen 
geführt, ſo kann deren Vertretung nach Maßgabe der Beſtimmung 
unter 4 erfolgen; 


infofern die unter Nr. 2 genannten Berechtigten im Deutfchen Reiche ihren Sitz 
haben und die unter Nr. 3 bis 7 genannten Berechtigten Angehörige des Deutſchen 
Reiches ſind und ſich im Genuſſe der bürgerlichen Ehrenrechte befinden. 

Die Vertreter, mit Ausnahme der unter Nr. 7 bezeichneten, müſſen in dem 
Kreiſe entweder einen Wohnſitz haben, oder in demſelben Grundeigenthum beſitzen. 
Außerdem gelten für die Vertreter die Grundſätze, welche der §. 44 für die Wahl⸗ 
berechtigung vorſchreibt. 8 


4 


— 


Vollziehung der Wahlen in den e ee! beziehungsweiſe in den Wahlbezirken 
der Landbürgermeiſtereien. 


$. 46. 


Die Wahl der Kreistagsabgeordneten der Landbürgermeiſtereien erfolgt in 
denjenigen Bürgermeiſtereibezirken, welche für ſich einen oder mehrere Abgeordnete 
zu wählen haben, durch die Bürgermeiſtereiverſammlung, beziehungsweiſe den 
Gemeinderath. 

In denjenigen Bürgermeiſtereibezirken, welche mit anderen Bürgermeiſterei⸗ 
bezirken des Kreiſes zu einem Wahlverbande vereinigt find, hat die Bürgermeifterei- 
verſammlung, beziehungsweiſe der Gemeinderath auf je 250 Einwohner einen 
Wahlmann zu wählen. Durch ſtatutariſche Anordnung des Kreistages kann dieſe 
Zahl erhöht werden. 

Die Wahlmänner des Wahlbezirkes treten unter der Leitung des Land- 
rathes an dem von dem Kreisausſchuſſe zu beſtimmenden Wahlorte behufs der 
Wahl der Kreistagsabgeordneten zuſammen. 

Diejenigen im Beſitze von vormals reichsunmittelbaren Fürſten befindlichen 
Verbände, welche einem Bürgermeiſtereibezirke nicht angehören, werden zum Zwecke 
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der Vollziehung der Wahlen gemäß Abſatz 1 und 2 durch den Kreisausſchuß mit 
einer benachbarten 1 Wee vereinigt und in der Bürgermeiſtereiverſammlung 
durch die angeſtellten Vorſteher vertreten. 


$. 47. 


Ausgeſchloſſen von der Theilnahme an der Wahl in der Bürgermeiſterei— 
verſammlung find die meiſtbegüterten Grundeigenthümer ($. 110 der Gemeinde— 
ordnung vom 23. Juli 1845), inſofern ſie zum Wahlverbande der größeren 
Grundbeſitzer gehören, ſowie die Vertreter der zum Wahlverbande der Städte 
gehörigen Gemeinden. 

5 Durch die Ausübung eines Wahlrechts als Wahlmann einer Bürger 
meiftereiverfammlung wird die Ausübung des perſönlichen Wahlrechts im Ver⸗ 
bande der größeren Grundbeſitzer nicht ausgeſchloſſen. 


$. 48. 
Vollziehung der Wahlen in den Städten beziehungsweiſe Städtewahlbezirken. 


Die Wahl der ſtädtiſchen Kreistagsabgeordneten erfolgt in denjenigen 
Städten, welche für ſich einen oder mehrere Abgeordnete zu wählen haben, durch 
die Stadtverordnetenverſammlung, ſowie in denjenigen Städten, deren Ver—⸗ 
waltung nach Titel VIII der Städteordnung vom 15. Mai 1856 geführt wird, 
durch den Magiſtrat und die Stadtwerordnetenverſammlung, welche zu dieſem 
Behufe unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters zu einer Wahlverſammlung ver— 
einigt werden. 

In denjenigen zum Wahlverbande der Städte gehörigen Gemeinden, welche 
nach den Vorſchriften der Gemeindeordnung vom 23. Juli 1845 verwaltet werden, 
iſt die Wahl durch den Gemeinderath zu vollziehen, wobei die Vorſchriften im 
$. 47 entſprechende Anwendung zu finden haben. 

In denjenigen Städten, welche mit anderen Städten des Kreiſes zu einem 
Wahlbezirke vereinigt ſind, iſt nach Maßgabe der Beſtimmungen des erſten Ab⸗ 
ſatzes auf je 250 Einwohner ein Wahlmann zu wählen. Durch ſtatutariſche 
Anordnung des Kreistages kann jene Zahl erhöht werden. 

Die Wahlmänner des Wahlbezirkes treten unter Leitung des Landrathes 
an dem von dem Kreisausſchuſſe zu beſtimmenden Wahlorte zur Wahl der Ab— 
geordneten zuſammen. 


§. 49. 
Wahlreglement. 
Die nach den vorſtehenden Beſtimmungen vorzunehmenden Wahlen erfolgen 
nach näherer Vorſchrift des dieſem Geſetze beigefügten Wahlreglements. 


(Sr. 9213. 40 * 
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F. 50. 
Wählbarkeit zum Wahlmanne und zum Kreistagsabgeordneten. 


Wählbar zum Mitgliede des Kreistages und beziehungsweiſe zum Wahl⸗ 

manne iſt: 

1) im Wahlverbande der Städte jeder Einwohner der zum Wahlverbande 
gehörigen Gemeinden, welcher ſich im Beſitze des Bürgerrechtes bezie⸗ 
hungsweiſe des Gemeinderechtes befindet, 

2) in den Wahlverbänden der größeren Grundbeſitzer, ſowie der Land: 
bürgermeiſtereien ein jeder, ſeit einem Jahre in dem Kreiſe angeſeſſene 
ländliche Grundbeſitzer, ſowie ein Jeder, welcher in einer Verſammlung 
dieſer Verbände ein Wahlrecht ausübt und ſeit einem Jahre dem Kreiſe 
durch Wohnſitz oder Grundbeſitz angehört, inſofern er nicht ein beſoldetes 
Amt bekleidet, welches der Aufſicht des Landrathes unterſtellt iſt. 

Für die Wählbarkeit zum Wahlmanne und zum Abgeordneten gelten im 

Uebrigen die für die Wahlberechtigung gegebenen Beſtimmungen. 


$. 51. 
Dauer der Wahlperiode der Kreistagsabgeordneten. 


Die Kreistagsabgeordneten werden auf ſechs Jahre gewählt. 

Alle drei Jahre ſcheidet die Hälfte der Abgeordneten eines jeden Wahl⸗ 
verbandes aus und wird durch neue erſetzt. Iſt die Zahl nicht durch 2 theilbar, 
ſo ſcheidet das erſte Mal die nächſt größere Zahl aus. Die das erſte Mal 
Ausſcheidenden werden durch das Loos beſtimmt, welches der Landrath auf dem 
Kreistage zu ziehen hat. 8 

ie Ausſcheidenden können wieder gewählt werden. ‘ 


$. 52. 
Ergänzungs- und Exſatzwahlen der Kreistagsabgeordneten. 

Die Wahlen zur regelmäßigen Ergänzung des Kreistages finden alle drei 
Jahre im Monat November ſtatt, ſofern nicht durch ſtatutenmäßige Anordnung 
ſeitens des Kreistages ein anderer Termin beſtimmt wird. Die Wahlen in dem 
Verbande der Landbürgermeiſtereien erfolgen vor den Wahlen in dem Verbande 
der größeren Grundbeſitzer. 

Ergänzungs- und Erſatzwahlen werden von denſelben Wahlverbänden, 
Stadtgemeinden, Landbürgermeiſtereien und Wahlbezirken vorgenommen, von 
denen der Ausſcheidende gewählt war. 

Wo in ſtädtiſchen oder ländlichen Wahlbezirken die Wahl von Wahl— 
männern durch dieſes Geſetz vorgeſchrieben iſt ($$. 46 und 48), erfolgt dieſelbe 
aufs Neue vor jeder Wahl, mit Ausnahme der Erſatzwahlen, bei welchen die 
früheren Wahlmänner fungiren. 
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Der Erſatzmann bleibt nur bis zum Ende derjenigen ſechs Jahre in Thätig— 
keit, für welche der Ausgeſchiedene gewählt war. 


$. 53. 
Einführung der Kreistagsabgeordneten. 


Die bei der regelmäßigen Ergänzung neugewählten Kreistagsabgeordneten 
treten, ſofern nicht durch ſtatutariſche Anordnung ein anderer Termin beſtimmt 
wird, ihr Amt mit dem Anfange des nächſtfolgenden Jahres an; die Aus- 
ſcheidenden bleiben bis zur Einführung der neugewählten Mitglieder in Thätigkeit. 
Die Einführung der Gewählten erfolgt durch den Vorſitzenden des Kreistages. 


$. 54. 
Aufſtellung von Verzeichniſſen der Wahlberechtigten. 


Für jeden Kreis wird alle drei Jahre vor jeder neuen Wahl der Kreistags— 
abgeordneten ein Verzeichniß der zum Wahlverbande der größeren Grundbeſitzer 
gehörigen Grundbeſitzer, Gewerbtreibenden und Bergwerksbeſitzer unter Angabe 
der in dem F. 35 enthaltenen Merkmale durch den Kreisausſchuß aufgeſtellt und 
durch das Kreisblatt oder, wo ein ſolches nicht beſteht, durch das Amtsblatt zur 
öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Anträge auf Berichtigung dieſes Verzeichniſſes find binnen einer Friſt von 
vier Wochen nach Ausgabe des Blattes, durch welches das Verzeichniß veröffent- 
licht worden iſt, bei dem Kreisausſchuſſe anzubringen, welcher darüber beſchließt. 

Gegen den Beſchluß findet innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem 
Bezirksausſchuſſe ſtatt. 


Aufſtellung des Vertheilungsplanes. 


$. 55. 


Die Vertheilung der Kreistagsabgeordneten auf die einzelnen Wahlverbände 
($$. 38 und 39), die Bildung von Wahlbezirken der Städte und der Land⸗ 
bürgermeiſtereien (§. 40), ingleichen die Vertheilung der Abgeordneten in den 
Wahlverbänden der Städte und der Landbürgermeiſtereien auf die einzelnen 
Städte, Landbürgermeiſtereien und Wahlbezirke (F. 40), erfolgt auf den Vorſchlag 
des Kreisausſchuſſes durch den Kreistag und iſt durch das Kreis- beziehungs— 
weiſe Amtsblatt zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


$. 56. 


Die nach den Vorſchriften des $. 55 feſtgeſtellte Vertheilung der Abgeord— 
neten bleibt das erſte Mal für drei Jahre, ſodann für einen Zeitraum von je 
zwölf Jahren maßgebend. Nach deſſen Ablaufe wird ſie durch den Kreisausſchuß 


einer Nevifion unterworfen und der Beſchluß des Kreistages über die etwa nach 
(Nr. 9213.) 
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Maßgabe der Vorſchriften der $$. 33, 38 bis 41 nothwendigen Abänderungen 
eingeholt. In der Zwiſchenzeit erfolgt eine Reviſion nur: 

1) wenn die Zahl der zum Wahlverbande der Städte gehörigen Gemeinden 
des Kreiſes ſich vermehrt oder vermindert, oder wenn eine Stadt in 
Gemäßheit des §. 4 aus dem Kreisverbande ausſcheidet; in dieſen Fällen 
iſt alsbald eine anderweite Vertheilung der Abgeordneten auf die ein- 
zelnen Wahlverbände und eine Neuwahl ſämmtlicher Kreistagsabgeord— 
neten vorzunehmen; 


wenn die Zahl der Landbürgermeiſtereien des Kreiſes ſich vermehrt oder 
vermindert, ſowie wenn die Zahl der Berechtigten in dem Verbande 
der größeren Grundbeſitzer ſich dergeſtalt vermehrt oder vermindert, 
daß nach §§. 38, 39 die Zahl der dieſem Verbande zukommenden 
Abgeordneten eine größere oder geringere wird, als bei der letzten Ver⸗ 
theilung; in dieſen Fällen ift vor den nächſten regelmäßigen Ergänzungs⸗ 
wahlen (F. 52) von dem Kreistage eine Berichtigung des Vertheilungs⸗ 
planes vorzunehmen, und find ſodann nach dieſem berichtigten Verthei- 
lungsplane die erforderlichen Ergänzungs- beziehungsweiſe Neuwahlen 
zu vollziehen. 


2 


— 


F. 57. 


Gegen die von dem Kreistage gemäß $$. 55 und 56 wegen Vertheilung 
der Kreistagsabgeordneten gefaßten Beſchlüſſe ſteht den Betheiligten innerhalb 
einer Friſt von zwei Wochen nach Ausgabe des Blattes, durch welches die Ver⸗ 
theilung bekannt gemacht worden iſt, die Klage bei dem Bezirksausſchuſſe zu. 

Gegen die Endurtheile des Bezirksausſchuſſes findet ſowohl in dieſen, wie 
in den Fällen des $. 54 Abſatz 2 nur das Rechtsmittel der Reviſion ſtatt. 


§. 58. a 
Entſcheidung über die Gültigkeit der Wahlen der Kreistagsabgeordneten. 


Gegen das zum Zwecke der Wahl der Kreistagsabgeordneten ſtattgehabte 
Wahlverfahren kann jedes Mitglied einer Wahlverſammlung innerhalb zwei 
Wochen Einſpruch bei dem Vorſitzenden des Wahlvorſtandes erheben. Die Beſchluß— 
faſſung über den Einſpruch, über welchen die Betheiligten vorab zu hören ſind, 
ſteht dem Kreistage zu. 

Im Uebrigen prüft der Kreistag die Legitimation ſeiner Mitglieder von 
Amtswegen und beſchließt darüber. 

Jede Wahl verliert dauernd oder vorübergehend ihre Wirkung, wenn ſich 
ergiebt, daß die für die Wählbarkeit vorgeſchriebenen Bedingungen nicht vorhanden 
en find, oder wenn diefe Bedingungen gänzlich oder zeitweiſe aufhören. Der 

10 hat darüber zu beſchließen, ob einer dieſer Fälle eingetreten iſt. 
egen die nach Maßgabe der vorſtehenden Beſtimmungen gefaßten Be⸗ 
ſchlüſſe findet innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Bezirksausſchuſſe ſtatt. 
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Die Klage hat keine aufſchiebende Wirkung; jedoch dürfen bis zur rechtskräftigen 
Entſcheidung Erſatzwahlen nicht ſtattfinden. 
Für das Streitverfahren kann der Kreistag einen beſonderen Vertreter 
beſtellen. 
Die Namen der Gewählten ſind durch das Kreis- beziehungsweiſe Amts⸗ 
blatt bekannt zu machen. 
$. 59. 


Die Kreistagsabgeordneten erhalten weder Diäten noch Reiſekoſten. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von den Verſammlungen und Geſchäften des Kreistages. 5 


$. 60. 
Geſchäfte des Kreistages. 
a. Im Allgemeinen. 

Der Kreistag iſt berufen, den Kreiskommunalverband zu vertreten, über 
die Kreisangelegenheiten nach näherer Vorſchrift dieſes Geſetzes, ſowie über die— 
jenigen Gegenftände zu berathen und zu beſchließen, welche ihm zu dieſem Behufe 
durch Geſetze oder Königliche Verordnungen überwieſen ſind, oder in Zukunft 
durch Geſetz überwieſen werden. 

$. 61. 
b. Im Beſonderen. 

Insbeſondere iſt der Kreistag befugt: 

1) nach Maßgabe des F. 20 ſtatutariſche und reglementariſche Anordnungen 
zu treffen; 

2) zu beſtimmen, in welcher Weiſe Staatspräſtationen, welche kreisweiſe 
aufzubringen ſind, und deren Aufbringungsweiſe nicht ſchon durch das 
Geſetz vorgeſchrieben iſt, repartirt werden ſollen. 

Bei der ee in $. 5 Nr. 3 des Geſetzes wegen der 
Kriegsleiſtungen vom 11. Mai 1851 (Geſetz-Samml. S. 362) behält 
es ſein Bewenden; 

3) Ausgaben zur Erfüllung einer Verpflichtung oder im Intereſſe des 
Kreiſes zu beſchließen, und zu dieſem Behufe über das dem Kreiſe 
gehörige Grund- beziehungsweiſe Kapitalvermögen zu verfügen, An- 
leihen aufzunehmen und die Kreisangehörigen mit Kreisabgaben zu 
belaften; 

4) innerhalb der Vorſchriften der $$. 10 bis 18 den Vertheilungs- und 
Aufbringungsmaßſtab der Kreisabgaben zu beſchließen; 

5) den Kreishaushalts⸗Etat feſtzuſtellen und hinſichtlich der Jahresrechnung 
Decharge zu ertheilen ($$. 71 und 74); 

(Nr. 9213.) 
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6) die Grundſätze feſtzuſtellen, nach welchen die Verwaltung des dem 
Kreiſe gehörigen Grund- und Kapitalvermögens, ſowie der Kreisein- 
richtungen und Anſtalten zu erfolgen hat , 

7) die Einrichtung von Kreisämtern zu beſchließen, die Zahl und Be 
ſoldung der Kreisbeamten zu beitimmen; 

8) die Wahlen zum Kreisausſchuſſe (F 75) und zu den durch das Geſetz 
für Zwecke der allgemeinen Landesverwaltung angeordneten Kom- 
miffionen zu vollziehen, ſowie beſondere Kommiſſionen und Kommiſſare 
für Kreiszwecke zu beſtellen ($. 87). 

Für die Vollziehung dieſer Wahlen gelten die Vorſchriften des 

. diefem Geſetze beigefügten Wahlreglements. Gegen das ſtattgehabte 

Wahlverfahren kann jedes Mitglied des Kreistages bis zum Schluſſe 

des Kreistages Einſpruch bei dem Vorfigenden erheben. Die endgültige 
Beſchlußfaſſung über den Einſpruch ſteht dem Kreistage zu; 

9) Gutachten über alle Angelegenheiten abzugeben, die ihm zu dieſem 
Behufe von den Staatsbehörden überwieſen werden; 

10) die durch Geſetz oder Königliche Verordnung (§. 60) ihm übertragenen 
ſonſtigen Geſchäfte wahrzunehmen. 


$. 62. 
Berufung des Kreistages und Leitung der Verhandlungen auf demſelben. 


Der Landrath beruft die Kreistagsabgeordneten zum Kreistage durch be- 
ſondere Einladungsſchreiben, unter Angabe der zu verhandelnden Gegenſtände, 
führt auf demſelben den Vorſitz, leitet die Verhandlungen und handhabt die 
Ordnung in der Verſammlung. In Behinderungsfällen übernimmt der dem 
Dienſt- beziehungsweiſe Lebensalter nach älteſte anweſende Kreisdeputirte den Vorſitz. 

Mit Ausnahme dringender Fälle, in welchen die Friſt bis zu drei Tagen 
abgekürzt werden darf, muß die Einladung ſämmtlichen Kreistagsabgeordneten 
mindeſtens vierzehn Tage vorher zugeſtellt werden. Gegenſtände, die nicht in die 
Einladung zum Kreistage aufgenommen find, können zwar zur Berathung ge: 
langen, die Faſſung eines bindenden Beſchluſſes über dieſelben darf jedoch exit 
auf dem nächſten Kreistage erfolgen. 

Anträge von Kreistagsabgeordneten auf Berathung einzelner Gegenſtände 
ſind bei dem Landrathe anzubringen und in die Einladung zum nächſten Kreis— 
tage aufzunehmen, inſofern ſie vor Erlaß der Einladungsſchreiben eingehen. Der 
Landrath iſt verpflichtet, jährlich wenigſtens einen Kreistag anzuberaumen, außer⸗ 
dem aber iſt er hierzu berechtigt, ſo oft es die Geſchäfte erfordern. Die Zu 
ſammenberufung des Kreistages muß erfolgen, ſobald dieſelbe von einem Viertel 
der Kreistagsabgeordneten oder von dem Kreisausſchuſſe verlangt wird. 

Von einem jeden anzuſetzenden Kreistage hat der Landrath dem Regie— 
rungspräſidenten unter Einſendung einer Abſchrift des Einladungsſchreibens Anzeige 
zu machen. 


$. 63. 


Abfaſſung beſonderer Propoſitionen für den Kreistag und Zuſtellung derſelben an bie 
Kreistagsmitglieder. 


Soll auf dem Kreistage Beſchluß gefaßt werden: 
1) über die Feſtſetzung des Abgabenvertheilungsmaßſtabes in Gemäßheit 
des $. 12, 


2) über Mehr- und Minderbelaftungen einzelner Kreistheile in Gemäßheit 
des $. 13, 
3) über ſolche Gegenſtände, welche Kreisausgaben nothwendig machen, die 
nicht auf einer geſetzlichen Verpflichtung des Kreiſes beruhen, 
ſo iſt ein ausführlicher Vorſchlag zu dem Beſchluſſe, welcher über 
a) den Zweck deſſelben, 
b) die Art der Ausführung, 
c) die Summe der zu verwendenden Koſten, 
d) die Aufbringungsweiſe 
das Nöthige enthält, von dem Kreisausſchuſſe auszuarbeiten und jedem Abgeord⸗ 
neten mindeſtens vierzehn Tage vor Abhaltung des Kreistages ſchriftlich zuzuſtellen. 
Die Friſt darf bis zu drei Tagen abgekürzt werden, wenn einem Nothſtande vor⸗ 
gebeugt oder abgeholfen werden ſoll. 


$. 64. 
Oeffentlichkeit der Kreistagsſitzungen. 
Die Sitzungen des Kreistages ſind öffentlich. Für einzelne Gegenſtände 
kann durch einen in geheimer Sitzung zu faſſenden Beſchluß der Verſammlung 
die Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen werden. 


$. 65. 
Beſchlußfähigkeit des Kreistages. 

Der Kreistag kann nur beſchließen, wenn mehr als die Hälfte der Mit. 
glieder anweſend iſt. Eine Ausnahme hiervon findet ſtatt, wenn die Mitglieder 
des Kreistages, zum zweiten Male zur Verhandlung über denſelben Gegenſtand 
berufen, dennoch nicht in beſchlußfähiger Anzahl erſchienen ſind. Bei der zweiten 
Zuſammenberufung muß auf dieſe Beſtimmung ausdrücklich hingewieſen werden. 


§. 66. 
Ausſchluß von den Verhandlungen des Kreistages wegen perſönlichen Intereſſes. 


a An Verhandlungen über Rechte und Verpflichtungen des Kreiſes darf der⸗ 
jenige nicht theilnehmen, deſſen Intereſſe mit dem des Kreiſes in Widerſpruch ſteht. 
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$. 67. 
Theilnahme der Mitglieder des Kreisausſchuſſes an den Kreistagsverſammlungen. 


Die Mitglieder des Kreisausſchuſſes, welche nicht Mitglieder des Kreistages 
ſind, werden zu den Verſammlungen des Kreistages eingeladen und haben in 
demſelben berathende Stimme. 


| $. 68, 
FJaſſung der Kreistagsbeſchlüſſe nach einfacher und Zweidrittel⸗ Stimmenmehrheit. 


Die Beſchlüſſe des Kreistages werden nach Mehrheit der Stimmen gefaßt. 
Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. 

Bu einem Beſchluſſe, durch welchen eine neue Belaſtung der Kreisange⸗ 
hörigen ohne eine geſetzliche Verpflichtung oder eine Veräußerung von Grund⸗ 
oder Kapitalvermögen des Kreiſes bewirkt, oder eine Veränderung des feſtgeſtellten 
Vertheilungsmaßſtabes für die Kreisabgaben (F. 12) eingeführt werden ſoll, ift 
ee 2 Stimmenmehrheit von mindeſtens zwei Dritteln der Abſtimmenden 

orderlich. 


$. 69. 
Abfaſſung und Veroffentlichung der Kreistagsprotokolle. 


Ueber die Beſchlüſſe des Kreistages ift eine beſondere Verhandlung aufzu⸗ 
nehmen, in welcher die Namen der dabei anweſend geweſenen Mitglieder auf 
geführt werden müſſen. Dieſe Verhandlung wird von dem Vorſitzenden und 
von wenigſtens drei Mitgliedern des Kreistages vollzogen, welche zu dieſem Be 
hufe von der Verſammlung vor dem Beginne der Verhandlung zu beſtimmen 
und in letzterer aufzuführen find. 

Ueber die Wahl eines Protokollführers und die Formen der Verhandlung 
beſtimmt im Uebrigen die von dem Kreistage zu beſchließende Geſchäftsordnung. 

Der Inhalt der Kreistagsbeſchlüſſe ift, ſofern der Kreistag nicht in einem 
einzelnen Falle etwas Anderes beſchließt, in einer von dem Kreistage zu beſtim⸗ 
menden Weiſe zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Dem Regierungspräſidenten iſt eine Abſchrift des Protokolls einzureichen. 


$. 70. 


Abfaſſung von Petitionen des Kreistages. 


Petitionen und Eingaben, welche Namens des ee in Bezug auf 
die feiner Beſchlußnahme unterliegenden Angelegenheiten ($$. 50 und 61) über⸗ 
reicht werden ſollen, müſſen auf dem Kreistage ſelbſt berathen und vollzogen 
werden. Daß dies geſchehen, iſt in dergleichen Eingaben ausdrücklich zu bemerken. 


— 235 — 


Dritter Abſchnitt. 
Von dem Kreishaushalte. 


§. 71. 
Aufſtellung und Feſtſtellung des Kreishaushalts-Etats. 

Ueber alle Einnahmen und Ausgaben, welche ſich im Voraus beſtimmen 
laſſen, entwirft der Kreisausſchuß jährlich einen Haushalts⸗Etat, welcher von dem 
Kreistage feſtgeſtellt und demnächſt in derſelben Weiſe, wie die Kreistagsbeſchlüſſe, 
veröffentlicht wird. 

Bei Vorlage des Haushalts-Etats hat der Kreisausſchuß dem Kreistage 
über die Verwaltung und den Stand der Kreiskommunalangelegenheiten Bericht 
zu erſtatten. 

Eine Abſchrift des Etats und des Verwaltungsberichtes wird nach erfolgter 
Feſtſtellung des erſteren ſofort dem Regierungspräſidenten überreicht. 

Ausgaben, welche außer dem Etat geleiſtet werden ſollen, bedürfen der 
Genehmigung des Kreistages. 


$. 72. 
Reviſion der Kreiskommunalkaſſe. 

Die Kreiskommunalkaſſe muß an einem beſtimmten Tage in jedem Monate 
regelmäßig und einmal im Jahre außerordentlich revidirt werden. Die Reviſionen 
werden von dem Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes vorgenommen. Bei den außer⸗ 
ordentlichen Reviſionen iſt ein von dem Kreisausſchuſſe zu beſtimmendes Mitglied 
deſſelben zuzuziehen. 

$. 73. 

Der Bezirksausſchuß beſchließt, an Stelle der Aufſichtsbehörde, über die 
Feſtſtellung und den Erſatz von Defekten der Kreisbeamten nach Maßgabe der 
Verordnung vom 24. Januar 1844. 

Der Beſchluß iſt, vorbehaltlich des ordentlichen Rechtsweges, endgiltig. 


$. 74. 
Legung, Prüfung, Feſtſtellung und Entlaftung der Jahresrechnung. 

Die Jahresrechnung iſt von dem Rendanten der Kreiskommunalkaſſe inner⸗ 
halb der erſten vier Monate nach Schluß des Rechnungsjahres zu legen und dem 
Kreisausſchuſſe einzureichen. Dieſer hat die Rechnung zu revidiren, ſolche mit. 
ſeinen Erinnerungen und Bemerkungen dem Kreistage zur Prüfung, Feſtſtellung 
und Entlaſtung einzureichen und demnächſt einen Rechnungsauszug zu veröffent⸗ 
lichen. Der Kreistag iſt befugt, dieſe Prüfung durch eine hiermit zu beaufttagende 
Kommiſſion bewirken zu laſſen. 

Eine Abſchrift des Feſtſtellungsbeſchluſſes iſt ſofort dem Regierungspräſidenten 
vorzulegen. a g 
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Vierter Abſchnitt. 


Von dem Kreisausſchuſſe, ſeiner Zuſammenſetzung und ſeinen 
Geſchäften in der Kreiskommunal- und allgemeinen Landes— 
verwaltung. 


$. 75. 
Die Stellung des Kreisausſchuſſes im Allgemeinen. 


Zum Zwecke der Verwaltung der Angelegenheiten des Kreiſes und der 
Wahrnehmung von Geſchäften der allgemeinen Landesverwaltung wird ein Kreis⸗ 
ausſchuß beſtellt. 


$. 76. 
Die Zuſammenſetzung deſſelben. 

Der Kreisausſchuß beſteht aus dem Landrathe und ſechs Mitgliedern, 
welche von der Kreisverſammlung aus der Zahl der Kreisangehörigen nach ab⸗ 
ſoluter Stimmenmehrheit gewählt werden. Für die Wählbarkeit gelten die im 
§. 50 gegebenen Beſtimmungen über die Wählbarkeit zum Kreistagsabgeordneten. 

eiſtliche, Kirchendiener und Elementarlehrer können nicht Mitglieder des 
Kreisausſchuſſes fein; richterliche Beamte, zu denen jedoch die techniſchen Mitglieder 
der Handels-, Gewerbe- und ähnlicher Gerichte nicht zu zählen find, nur mit 
Genehmigung des vorgeſetzten Miniſters. 


6. 77. 
Beſtellung eines Syndikus. 


Der Serbian kann nach Bedürfniß einen Syndikus beſtellen, welcher die 
Befähigung zum Richteramte beſitzt. Derſelbe nimmt an den Sitzungen mit 
berathender Stimme Theil. 


§. 78. 
Amtsdauer, Vereidigung und Dienſtvergehen der Ausſchußmitglieder. 

Die Wahl der Ausſchußmitglieder erfolgt auf ſechs Jahre mit der Maß⸗ 

abe, daß bei Ablauf der Wahlperiode die Mitgliedſchaft im Ausſchuſſe bis zur 
ahl des Nachfolgers fortdauert. Alle zwei Jahre ſcheidet ein Drittel der Mit- 
lieder aus. Die das erſte und zweite Mal Ausſcheidenden werden durch das 
008 beſtimmt. Die Ausgeſchiedenen können wieder gewählt werden. Jede Wahl 
verliert ihre Wirkung mit dem Aufhören einer der für die Wählbarkeit vor- 
geſchriebenen Bedingungen. Der Kreisausſchuß hat darüber zu beſchließen, ob 
dieſer Fall eingetreten iſt. Gegen den Beſchluß des Kreisausſchuſſes findet inner⸗ 
halb don Wochen die Klage bei dem Bezirksausſchuſſe ſtatt. Die Klage ſteht 
auch dem Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes zu. Dieſelbe hat keine aufſchiebende 
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Wirkung; jedoch dürfen bis zur rechtskräftigen Entſcheidung Erſatzwahlen nicht 
ſtattfinden. Für das Streitverfahren kann der Kreisausſchuß einen beſonderen 
Vertreter beſtellen. 

Die Ausſchußmitglieder werden von dem Vorſitzenden vereidigt. Die Aus⸗ 
ſchußmitglieder können nach Maßgabe der Beſtimmungen im F. 39 des Geſetzes 
über die allgemeine Landesverwaltung im Wege des Disziplinarverfahrens ihrer 
Stellen enthoben werden. 


$. 79. 
Die Gefchäfte des Kreisausſchuſſes in der Kreisfommunal- und in der allgemeinen Landes⸗ 


verwaltung. 
Der Kreisausſchuß hat 


1) die Beſchlüſſe des Kreistages vorzubereiten und auszuführen, ſoweit 
damit nicht beſondere Kommiſſionen, Kommiſſarien oder Beamte durch 
Geſetz oder Kreistagsbeſchluß beauftragt werden; 


2) die Kreisangelegenheiten nach Maßgabe der Geſetze und der Beſchlüſſe 
des Kreistages, ſowie in Gemäßheit des von dieſem feſtzuſtellenden 
Kreishaushalts⸗Etats zu verwalten; 


3) die Beamten des Kreiſes zu ernennen und deren Geſchäftsführung zu 
leiten und zu beaufſichtigen. 

Hinſichtlich der Beſetzung der Kreisbeamtenſtellen mit Militär- 
invaliden gelten die in Anſehung der Städte erlaſſenen Vorſchriften, 
hinſichtlich der Dienſtvergehen der Kreisbeamten kommen die Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzes vom 1. Auguſt 1883 über die Zuſtändigkeit der 
Verwaltungs- und eee Per (Geſetz⸗Samml. S. 237) 
in Betreff der Dienſtvergehen der ländlichen Gemeindebeamten zur An⸗ 
wendung; 

4) ſein Gutachten über alle Angelegenheiten abzugeben, welche ihm von 
den Staatsbehörden überwieſen werden; 

5) diejenigen Geſchäfte der allgemeinen Landesverwaltung zu führen, 
welche ihm durch Geſetz übertragen werden. 


Der Landrath als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes. 


$. 80, 


Der Landrath leitet und beauffichtigt den Geſchäftsgang des Ausſchuſſes 
und ſorgt für die prompte Erledigung der Geſchäfte. 

Der Landrath beruft den Kreisausſchuß und führt in demſelben den Vorſitz 
mit vollem Stimmrechte. Iſt der Landrath verhindert, ſo geht der Vorſitz auf 
ſeinen Stellvertreter über. Iſt dies der Kreisſekretär, ſo führt nicht dieſer, 
ſondern das hierzu vom Ausſchuſſe gewählte Mitglied den Vorſitz. 

(Nr. 9218.) 
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$. 81. 


Der Landrath führt die laufenden Geſchäfte der dem Ausſchuſſe über 
tragenen Verwaltung. Er bereitet die Beſchlüſſe des Ausſchuſſes vor und trägt 
für die Ausführung derſelben Sorge. Er kann die ſelbſtändige Bearbeitung 
einzelner Angelegenheiten einem Mitgliede des Kreisausſchuſſes übertragen. 

Er vertritt den Kreisausſchuß nach außen, verhandelt Namens deſſelben 
mit Behörden und Privatperſonen, führt den Schriftwechſel und zeichnet alle 
Schriftſtücke Namens des Ausſchuſſes. ä 

Urkunden über Rechtsgeſchäfte, welche den Kreis gegen Dritte verbinden 
ſollen, ingleichen Vollmachten müſſen, unter Anführung des betreffenden Beſchluſſes 
des Kreistages beziehungsweiſe Kreisausſchuſſes, von dem Landrathe und zwei 
Mitgliedern des Kreisausſchuſſes beziehungsweiſe der mit der Angelegenheit be⸗ 
bee Kommiſſion unterſchrieben und mit dem Siegel des Landrathes ver- 
ehen ſein. 


Das Verfahren vor dem Kreisausſchuſſe in Kreiskommunalangelegenheiten. 


$. 82. 


Die Anweſenheit dreier Mitglieder mit Einſchluß des Vorſitzenden genügt 
für die Beſchlußfähigkeit des Kreisausſchuſſes. 

Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Iſt eine gerade 
Zahl von Mitgliedern anweſend, ſo nimmt das dem Lebensalter nach juͤngſte 
gewählte Mitglied an der Abſtimmung keinen Antheil. 


$. 83. 


Betrifft der Gegenſtand der Verhandlung einzelne Mitglieder des Kreis⸗ 
ausſchuſſes oder deren Verwandte und Verſchwägerte in auf- oder abſteigender 
Linie oder bis zu dem dritten Grade der Seitenlinie, ſo dürfen dieſelben an der 
Berathung und Entſcheidung nicht theilnehmen. 

Ebenſowenig darf ein Mitglied des Kreisausſchuſſes bei der Berathung und 
Entſcheidung ſolcher Angelegenheiten mitwirken, in welchen es in anderer als 
öffentlicher Eigenſchaft ein Gutachten abgegeben hat, oder in anderer als öffent- 
licher Eigenſchaft thätig geweſen iſt. 

ird dadurch ein Kreisausſchuß beſchlußunfähig, fo erfolgt die Beſchluß— 
faſſung durch den Kreistag. 


$. 84. 


Soweit die eigenen Einnahmen des Kreisausſchuſſes und die hierzu nach 
§§. 97 und 98 zu überweiſenden Beträge nicht ausreichen, werden die Koften, 
welche die Geſchäftsverwaltung deſſelben verurſacht, von dem Kteiſe getragen. 


u 


Die Mitglieder des Kreisausſchuſſes erhalten eine ihren baaren Auslagen 
entſprechende Entſchädigung. Ueber die Höhe derſelben beſchließt der Kreistag. 


$. 85. 
Der Kreisausſchuß iſt befugt, behufs der örtlichen Erledigung der zu ſeiner 
Zuſtändigkeit gehörigen Geſchäfte die Mitwirkung der Bürgermeiſter und Gemeinde- 
vorſteher in Anſpruch zu nehmen. 


$. 86. 
Im Uebrigen wird der Geſchäftsgang bei den Kreisausſchüſſen, ſoweit der⸗ 
ſelbe nicht durch ſonſtige geſetzliche Beſtimmungen geregelt iſt, durch ein von dem 
Miniſter des Innern zu erlaſſendes Regulativ geordnet. 


Fünfter Abſchnitt. 


Von den Kreiskommiſſionen. 


§. 87. 

Für die unmittelbare Verwaltung und Beaufſichtigung einzelner Kreisinſtitute, 
ſowie für die Beſorgung einzelner Kreisangelegenheiten kann der Kreistag nach 
Bedürfniß beſondere Kommiſſionen oder Kommiſſare aus der Zahl der Kreis- 
angehörigen beſtellen, welche, ebenſo wie die durch das Geſetz für Zwecke der 
allgemeinen ee angeordneten Kommiſſionen, ihre Geſchäfte unter 
der Leitung des Landrathes beſorgen. 

Der Landrath iſt befahl jederzeit den Berathungen der Kreiskommiſſionen 
beizuwohnen und dabei den Vorſitz mit vollem Stimmrechte 9 übernehmen, ſoweit 
nicht hierüber hinſichtlich der für Zwecke der allgemeinen Landesverwaltung an⸗ 
geordneten Kommiſſionen etwas Anderes geſetzlich beſtimmt iſt. 


$. 8s. 


Ueber die Gewährung von Diäten und Reiſekoſten an die Mitglieder der 
Kreiskommiſſionen zu beſtimmen, bleibt dem Kreistage überlaſſen. N 


Vierter Titel. 
Von den Stadtkreiſen. 


$. 89. 


In denjenigen Kreiſen, welche nur aus einer Stadt beſtehen Stadtkreiſe), 
werden die Geſchafte des Landrathes, des Kreistages und des Kreisausſchuſſes, 
(Nr. 9218.) 
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die des letzteren, ſoweit ſich dieſelben auf die Verwaltung der Kreiskommunal⸗ 
angelegenheiten beziehen, von den ſtädtiſchen Behörden na den Vorſchriften der 
Städteordnung vom 15. Mai 1856 wahrgenommen. 


Die Beſtimmungen des zweiten Abſchnittes des erſten Titels finden auf 
Stadtkreiſe keine Anwendung. 


$. 90. 


In den Stadtkreiſen tritt an die Stelle des Kreisausſchuſſes zur Wahr- 
nehmung von Geſchäften der allgemeinen Landesverwaltung in den durch die 
Geſetze bezeichneten Fällen der nach den Vorſchriften der $$. 37 ff. des Geſetzes 
über die allgemeine Landesverwaltung gebildete Stadtausſchuß. 


Fünfter Titel. 
Von der Oberaufſicht uͤber die Kreisverwaltung. 


$. 91. 
Genehmigung der Kreistagsbeſchlüſſe. 

Beſchlüſſe des Kreistages, welche folgende Angelegenheiten betreffen: 
1) ſtatutariſche Anordnungen nach Maßgabe des §. 20 Nr. 1, 
2) Mehr- oder Minderbelaſtung einzelner Kreistheile ($. 13), 
3) eine Belaſtung der Kreisangehörigen durch Kreisabgaben über 50 Pro- 

zent des Geſammtaufkommens der direkten Staatsſteuern, 
4) Veräußerungen von Grundſtücken und Immobiliarrechten des Kreiſes, 


5) Anleihen, durch welche der Kreis mit einem Schuldenbeſtand belaſtet 
oder der bereits vorhandene Schuldenbeſtand vergrößert werden würde, 
ſowie die Uebernahme von Bürgſchaften auf den Kreis, 


6) eine neue Belaſtung der Kreisangehörigen ohne geſetzliche Verpflichtung, 
inſofern die aufzubringenden Leiſtungen über die nächſten fünf Jahre 
hinaus fortdauern ſollen, 

bedürfen in den Fällen zu 1 der landesherrlichen Genehmigung, in den Fällen 
zu 2 der Beſtätigung des Miniſters des Innern, in den Fällen zu 3 der Be 
ſtätigung der Minifter des Innern und der Finanzen, in den übrigen Fällen ber 
Beſtätigung des Bezirksausſchuſſes. 

Ohne die vorgeſchriebene Beſtätigung ſind die betreffenden Beſchlüſſe des 
Kreistages nichtig. 


— 241 — 
Aufſichtsbehörden. 


$. 92. 


Die Aufſicht des Staates über die Verwaltung der Angelegenheiten der 
Landkreiſe wird von dem Regierungspräſidenten, in höherer und letzter Inſtanz 
von dem Oberpräſidenten geübt, unbeſchadet der in den Geſetzen geordneten Mit— 
wirkung des Bezirksausſchuſſes und des Provinzialrathes. Beſchwerden an die 
Aufſichtsbehörden in Kreisangelegenheiten ſind in allen Inſtanzen innerhalb zwei 
Wochen anzubringen. 


F. 93. 


Die Aufſichtsbehörden haben mit den ihnen in den Geſetzen zugewieſenen 
Mitteln darüber zu wachen, daß die Verwaltung den Vorſchriften der Geſetze 
gemäß geführt b in geordnetem Gange erhalten werde. 

Die Aufſichtsbehörden ſind zu dem Ende befugt, über alle Gegenſtände der 
Verwaltung Auskunft zu erfordern, die Einſendung der Akten, insbeſondere auch 
der Haushaltsetats und der Jahresrechnungen zu verlangen, ſowie Geſchäfts— 
und Kaſſenreviſionen an Ort und Stelle zu veranlaſſen. 


$. 94. 


Beſchlüſſe des Kreistages, der Kreiskommiſſionen, ſowie in Kommunal⸗ 
angelegenheiten des Kreiſes gefaßte Beſchlüſſe des Kreisausſchuſſes, welche deren 
Befugniſſe überſchreiten oder die Geſetze verletzen, hat der Landrath entſtehenden 
Falles auf Anweiſung der Aufſichtsbehörde, unter Angabe der Gründe mit auf 
ſchiebender Wirkung zu beanſtanden. 

Gegen die Verfügung des Landrathes ſteht dem Kreistage, der Kreisfom- 
miſſion beziehungsweiſe dem Kreisausſchuſſe innerhalb zwei Wochen die Klage bei 
dem Bezirksausſchuſſe zu. Dieſelben können zur Wahrnehmung ihrer Rechte im 
Verwaltungsſtreitverfahren einen beſonderen Vertreter beſtellen. 


$. 95. 
Auflöſung des Kreistages durch Königliche Verordnung. 


Auf den Antrag des Staatsminiſteriums kann ein Kreistag durch König⸗ 
liche Verordnung aufgelöſt werden. Es ſind ſodann Neuwahlen anzuordnen, 
welche binnen ſechs Monaten, vom Tage der Auflöſung an, erfolgen müſſen. 

Im Falle der Auflöſung eines Kreistages bleiben die von demſelben ge 
wählten Mitglieder des Kreisausſchuſſes und der Kreiskommiſſionen ſo lange in 
Wirkſamkeit, bis der neu gebildete Kreistag die erforderlichen Neuwahlen voll: 
zogen hat. 

Gef. Samml. 1887. (Nr. 9213) 42 


= m 


$. 96. 
Zwangsweiſe Etatiſirung gefeglicher Leiſtungen. 


Unterläßt oder verweigert ein Kreis die ihm geſetzlich obliegenden, von der 
Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Zuſtändigkeit feſtgeſtellten Leiſtungen auf den 
Haushaltsetat zu bringen oder außerordentlich zu genehmigen, ſo verfügt der 
Regierungspräſident unter Angabe der Gründe die Eintragung in den Etat 
beziehungsweiſe die Feſtſtellung der außerordentlichen Ausgaben. 

Gegen die Verfügung des Regierungspräſidenten ſteht dem Kreiſe innerhalb 
zwei Wochen die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte zu. 

Zur Ausführung der Rechte des Kreiſes kann der Kreistag einen beſonderen 
Vertreter beſtellen. 


Sechster Titel. 
Von der Dotation der Kreisverbaͤnde. 


$. 97. 


Für die Durchführung der Kreisordnung, insbeſondere zur Beſtreitung der 
Koſten des Kreisausſchuſſes, hat vom Tage des Inkrafttretens dieſes Geſetzes ab 
der Provinzialverband der Rheinprovinz die Jahresſumme von 333 411 Mark, 
ſoweit über dieſelbe nicht gemäß F. 27 dieſes Geſetzes von der Provinzialvertretung 
anderweit verfügt wird, zur einen Hälfte nach dem Maßſtabe des Flächeninhalts, 
zur anderen Hälfte nach dem Maßſtabe der durch die Zählung vom 1. Dezember 
1885 feſtgeſtellten Zahl der Civilbevölkerung auf die einzelnen Landkreiſe der 
Provinz zu vertheilen und denſelben alljährlich in vierteljährlichen Theilzahlungen 
zu überweiſen. 

Zu dieſen Zahlungen iſt die Jahresrente zu verwenden, welche gemäß 
F. 26 Abſatz 1 des Geſetzes vom 8. Juli 1875 ( eſetz-»Samml. S. 497) dem 
Provinzialverbande aus den Einnahmen des Staatshaushalts überwieſen iſt. 


$. 98. 


Scheidet gemäß $. 4 des gegenwärtigen Geſetzes eine Stadt aus einem 
Landkreiſe aus, ſo iſt derjenige Theil der dem letzteren gemäß der Beſtimmung 
im $. 97 überwieſenen Jahresrente, welcher nach dem daſelbſt vorgeſchriebenen 
Maßſtabe auf die ausſcheidende Stadt entfallen würde, nach eben dieſem Maß⸗ 
ſtabe auf ſämmtliche Landkreiſe des betreffenden Regierungsbezirks zu vertheilen 
und um den hiernach auf jeden Landkreis entfallenden Betrag die Jahresrente 
deſſelben zu erhöhen. 
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Siebenter Titel. 


Beſondere Beſtimmungen bezuͤglich der Mitglieder der ehemals 


reichsunmittelbaren Familien. 
$. 9. 


Die Vorſchriften dieſer Kreisordnung finden bezüglich der Mitglieder der 
ehemals reichsunmittelbaren Familien mit nachſtehenden Maßgaben Anwendung: 


10 


2) 


Die Mitglieder der ehemals reichsunmittelbaren Familien, auch inſoweit 
ſie eine Befreiung von den perſönlichen Staatsſteuern genießen, ſind 
von ihrem geſammten Einkommen gleich den übrigen Kreisangehörigen 
zu den auf das Einkommen gelegten Kreisabgaben beizutragen ver- 
pflichtet. Von ihrem Einkommen, welches aus anderen als den in 
$. 14 bezeichneten Quellen fließt, können dieſelben, wenn fie in ver 
ſchiedenen Kreiſen einen Wohnſitz haben, nur in dem Kreiſe ihres 
Hauptwohnſitzes zu den Kreisabgaben herangezogen werden ($$. 14, 
15, 16 


7 * 
Der Landrath des Kreiſes Neuwied beziehungsweiſe des Kreiſes Wetzlar 
wird nach Anhörung des Fürſten zu Wied beziehungsweiſe der Fürſten 
zu Solms⸗Braunfels und zu Solms⸗Hohenſolms-Lich ernannt. Das 
dem Kreistage nach §. 30 zuſtehende Vorſchlagsrecht wird hierdurch 
nicht berührt. 


3) In denjenigen Landbürgermeiſtereien der Kreiſe Neuwied und Wetzlar, 


4) 


zu welchen ſtandesherrliche Beſitzungen der Fürſten zu Wied, zu Solms⸗ 
Braunfels und zu Solms⸗Hohenſolms⸗Lich gehören, erfolgt die Er⸗ 
nennung, ſowie die kommiſſariſche Beſtellung der Bürgermeiſter nach 
Anhörung des Fürſten zu Wied beziehungsweiſe des Fürſten zu Solms⸗ 
Braunfels und des Fürſten zu Solms-Hohenſolms-Lich, unbeſchadet 
der Vorſchriften des §. 24. Hinſichtlich der Beſtellung der Vorſteher 
für die aus Beſitzungen der vorgenannten Fürſten gebildeten Kom⸗ 
munalverbände behält es bei den bezüglichen Beſtimmungen der mit 
der Königlichen Staatsregierung abgeſchloſſenen Rezeſſe ſein Bewenden. 
Die Befugniß, ſich an den Wahlen zum Kreistage durch Stellvertretung 
zu betheiligen, ſteht auch den Mitgliedern der ehemals reichsunmittel⸗ 
baren Familien zu (vergl. §. 45 Nr. 5). 


Achter Titel. b 


Allgemeine, Uebergangs- und Ausfuͤhrungs⸗Beſtimmungen. 


$. 100. 


Die Rechte und Pflichten der bisherigen kreisſtändiſchen Verbände gehen 
auf den Kreiskommunalverband über. 
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$. 101. 


Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. April 1888, jedoch nur gleich 
zeitig mit dem Geſetze uber die Einführung der Provinzialordnung vom 29. Juni 
1875 in der Rheinprovinz in Kraft. 

Noch vorher iſt zur Wahl der Kreistagsabgeordneten und des Kreisaus⸗ 
ſchuſſes nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes zu ſchreiten. Für die dabei vor⸗ 
zunehmenden Vertheilungen und Wahlen find die Obliegenheiten des Kreisaus— 
ſchuſſes von dem Landrathe und die Obliegenheiten des Kreistages von dem bis— 
herigen Kreistage mit der Maßgabe wahrzunehmen, daß, wenn der letztere der 
hierauf gerichteten Aufforderung binnen der geſtellten Friſt nicht nachkommt, der 
Landrath an ſeine Stelle tritt. 


$. 102. 


Bis zum 1. April 1892 iſt der Kreistag befugt, außer den im F. 30 dieſes 
Geſetzes bezeichneten Perſonen für die Beſetzung eines erledigten Landrathsamtes 
auch ſolche Perſonen in Vorſchlag zu bringen, welche nach den vor dem 1. Ja- 
nuar 1887 geltend geweſenen Beſtimmungen hierzu von dem Kreistage präſentirt 
werden konnten. Dieſe Vorſchrift tritt ſofort in Kraft. 


F. 103. 


Die Amtsthätigkeit der jetzigen Gemeindevorſteher und deren Stellvertreter 
erliſcht am 1. Januar 1888 und iſt ſchon vorher die Wahl von neuen Gemeinde⸗ 
vorſtehern und Stellvertretern nach Maßgabe dieſes Geſetzes zu vollziehen. 


$. 104. 


Das Geſetz vom 30. Juli 1883 über die allgemeine Landesverwaltung 
(Geſetz-Samml. S. 195) und das Geſetz vom 1. Auguſt 1883 über die Zu⸗ 
ftändigfeit der Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden (Geſetz-Samml. 
S. 237) treten in der Rheinprovinz mit dem 1. Juli 1888 in Kraft. 

Bis zu dieſem Zeitpunkte find die aus dem gegenwärtigen Geſetze ſich er- 
gebenden Zuſtändigkeiten 

des Bezirksausſchuſſes von der Regierung, 
des Provinzialrathes von dem Oberpräſidenten 
wahrzunehmen. 


Auf die vor dem 1. Juli 1888 bereits anhängig gemachten Sachen finden 
in Beziehung auf die re der Behörden, das Verfahren und die Zu- 
läſſigkeit der Rechtsmittel die Beſtimmungen der früheren Geſetze, jedoch mit den 
im F. 7 Abſatz 3 und $. 18 des Geſetzes vom 30. Juli 1883 über die allgemeine 
Landesverwaltung bezeichneten Abänderungen Anwendung. 
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$. 105. 


Mit dem im F. 101 bezeichneten Zeitpunkte treten alle dem gegenwärtigen 
Geſetze zuwiderlaufenden Beſtimmungen außer Kraft. Bei der Vorſchrift des 
§. 13 des Geſetzes, betreffend Ergänzung und Abänderung einiger Beſtimmungen 
über Erhebung der auf das Einkommen gelegten direkten Kommunalabgaben, vom 
27. Juli 1885 (Geſetz⸗Samml. S. 327) behält es jedoch auch für die Rhein⸗ 
provinz ſein Bewenden. 

Die bisherigen kreisſtändiſchen Kommiſſionen bleiben bis zur anderweitigen 
Beſchlußnahme des Kreistages über ihren Fortbeſtand in Wirkſamkeit. 


$. 106. 


Der Minifter des Innern ift mit der Ausführung des gegenwärtigen Ge⸗ 
ſetzes beauftragt und erläßt die hierzu erforderlichen Anordnungen und In⸗ 
ſtruktionen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 30. Mai 1887. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. Lucius. Friedberg. v. Boetticher. 
v. Goßler. v. Scholz. Bronſart v. Schellendorff. 
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1 


Wahlreglement. 


Sc; 

Acht Tage vor der Wahl werden die Wähler zu den Wahlen mittelft 
ſchriftlicher Einladung oder durch ortsübliche Bekanntmachung berufen. Die Ein⸗ 
ladung und Bekanntmachung muß das Lokal, den Tag und die Stunde der 
Wahl genau bezeichnen. Hinſichtlich der von dem Kreistage vorzunehmenden 
Wahlen bewendet es bei den für Berufung des Kreistages vorgeſchriebenen 
Friſten. 

$. 2. 


Der Wahlvorſtand beſteht aus dem nach den beſtehenden Vorſchriften zur 
Leitung des Wahlaktes berufenen Beamten als Vorſitzenden und aus zwei oder 
vier von der Wahlverſammlung aus der Zahl der Wähler zu wählenden Bei- 
ſitern. Der Vorſitzende ernennt einen der Beiſitzer zum Protokollführer. 


$. 3. 

Während der Wahlhandlung dürfen im Wahllokale weder Diskuſſionen 
ſtattfinden, noch Anſprachen gehalten, noch Beſchlüſſe gefaßt werden. Aus⸗ 
genommen hiervon ſind die Diskuſſionen und Beſchlüſſe des Wahlvorſtandes, 
welche durch die Leitung des Wahlgeſchäftes bedingt ſind. 


F. 4. 
Jede Wahl erfolgt in einer beſonderen Wahlhandlung durch Stimmzettel. 


$. 5. 

Die Wähler werden in der Reihenfolge, in welcher fie in der Wählerlifte 
verzeichnet ſind, aufgerufen. Jeder Aufgerufene legt ſeinen Stimmzettel uneröffnet 
in die Wahlurne. 

Die während der Wahlhandlung erſcheinenden Wähler können an der nicht 
geſchloſſenen Wahl theilnehmen. 

Sind keine Stimmen mehr abzugeben, ſo erklärt der Wahlvorſtand die 
Wahl für geſchloſſen; der Vorſitzende nimmt die Stimmzettel einzeln aus der 
Wahlurne und verlieft die darauf verzeichneten, von einem Beiſitzer, welchen der 
Vorſitzende ernennt, laut zu zählenden Namen. 


$. 6. 
Ungültig ſind: 
1) Stimmzettel, welche nicht von weißem Papier, oder welche mit einem 
äußeren Kennzeichen verſehen ſind, b 
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2) Stimmzettel, welche keinen oder keinen lesbaren Namen enthalten, 

3) Stimmzettel, aus welchen die Perſon des Gewählten nicht unzweifelhaft 
zu erkennen iſt, 

4) Stimmzettel, auf welchen mehr als Ein Name oder der Name einer 
nicht wählbaren Perſon verzeichnet iſt, 

5) Stimmzettel, welche einen Proteſt oder Vorbehalt enthalten. 


8.71 

Alle ungültigen Stimmzettel werden als nicht abgegeben betrachtet. Ueber 
die Gültigkeit der Stimmzettel entſcheidet vorläufig der Wahlvorſtand. 

Die Stimmzettel ſind dem Wahlprotokolle beizufügen und ſo lange auf— 
zubewahren, bis über die gegen das Wahlverfahren erhobenen Einſprüche rechts- 
kräftig entſchieden iſt. 

$. 8. 


Als gewählt iſt derjenige zu betrachten, welcher die abſolute Stimmen⸗ 
mehrheit (mehr als die Hälfte der Stimmen) erhalten hat. 

Ergiebt ſich keine abſolute Stimmenmehrheit, ſo kommen diejenigen zwei 
Perſonen, welche die meiſten Stimmen erhalten haben, auf die engere Wahl. 
Haben mehr als zwei Perſonen die meiſten und gleich viel Stimmen erhalten, 
ſo entſcheidet das durch die Hand des Vorſitzenden zu ziehende Loos darüber, 
wer auf die engere Wahl zu bringen iſt, in gleicher Weiſe erfolgt die Entſchei⸗ 
dung, wenn auch die engere Wahl keine Stimmenmehrheit ergiebt. 


$. 9. 
Die Wahlprotokolle find von dem Wahlvorftande zu unterzeichnen. 


$. 10. 

Der Vorſitzende des Wahlvorſtandes hat die Gewählten von der auf ſie 
gefallenen Wahl mit der Aufforderung in Kenntniß zu ſetzen, ſich über die An⸗ 
nahme oder Ablehnung innerhalb längſtens fünf Tagen zu erklären. Wer dieſe 
Erklärung nicht abgiebt, wird als ablehnend betrachtet. 


$. 11. 


Wahlen, welche auf einem Kreistage vorzunehmen ſind, können auch durch 
Akklamation ſtattfinden, ſofern Niemand Widerſpruch erhebt. 
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(Nr. 9214.) Geſetz über die Einführung der Provinzialordnung vom 29. Juni 1875 in der 
Rheinprovinz. Vom 1. Juni 1887. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen v. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, für 
die Rheinprovinz, was folgt: 
f Artikel J. 

Die Provinzialordnung vom 29. Juni 1875 (Gefeg-Samml. von 1881 
S. 234) nebſt den dazu ergangenen abändernden und ergänzenden Beſtimmungen 
tritt gleichzeitig mit der Kreisordnung für die Provinz mit den ſich aus 
Artikel II, III, IV ergebenden Maßgaben in Kraft. 


Artikel II. 
Die $$. 10, 11 und 15 erhalten folgende Faſſung: 
§. 10. 
Für jeden Kreis mit weniger als 40.000 Einwohnern wird ein Ab. 
N für jeden Kreis mit 40 000 oder mehr Einwohnern werden zwei 
bgeordnete gewählt. Erreicht die Einwohnerzahl eines Kreiſes 80 000, ſo 
werden drei Abgeordnete gewählt. Für jede fernere Vollzahl von 50 000 Ein⸗ 
wohnern tritt ein Abgeordneter hinzu. 
1 e 
3 de ee bleibt überlaſſen, durch ſtatutariſche Anordnung 
zwei angrenzende Landkreiſe, welche nur einen oder zwei Abgeordnete zu wählen 
laben zu Wahlbezirken zu vereinigen und die Wahlorte zu beſtimmen. 
5. 15. 3 
Die Wahl der Abgeordneten der Stadtkreiſe erfolgt durch die Stadt⸗ 
dere in denjenigen Städten, in welchen die Ver- 
waltung nach Titel VIII der Städteordnung vom 15. Mai 1856 geführt 
wird, durch den Magiſtrat und die Stadtverordnetenverſammlung, welche 
zu dieſem Behufe unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters zu einer Wahl⸗ 
verſammlung vereinigt werden. en 
Artikel III. n n . 
In den Fällen der §9. 107, 108 und 111 ſind ſtatt der daſelbſt in Bezug 
genommenen Vorſchriften der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872, der Städte 
ordnung vom 30. Mai 1853 und des Geſetzes vom 31. Mai 1853 die ent ⸗ 
ſprechenden Vorſchriften der gleichzeitig mit dieſem Geſetze ergehenden Kreisordnung 
für die Rheinprovinz und der Städteordnung für die Rheinprovinz vom 15. Mai 
1856 (Geſetz-Samml. S. 406) maßgebend. Der $. 109 kommt in Fortfall. 
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Artikel IV, 
Die Schluß-, Uebergangs- und Ausführungs⸗Beſtimmungen erhalten an 

Stelle der $$. 123 ff. folgende Faſſung: 

17 0 N | $. 123. 
Mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes gehen die Rechte und Pflichten 
des bisherigen provinzialſtändiſchen Verbandes der Rheinprovinz auf den Pro⸗ 
vinzialverband über. 

Die bisherigen provinzialſtändiſchen Ausſchüſſe und Kommiſſionen 
bleiben bis zur anderweiten Beſchlußnahme des nach dieſem Geſetze gewählten 
Provinziallandtages über ihren Fortbeſtand und ihre Zuſammenſetzung in 
Wirkſamkeit. 
b. 124. 


Für die erſten Wahlen werden die Obliegenheiten des Provinzialaus⸗ 
ſchuſſes ($$. 12 und 13) von dem Oberpräſidenten wahrgenommen. 

Derſelbe iſt befugt, im Einverſtändniſſe mit dem provinzialſtändiſchen 
Verwaltungsausſchuſſe gemäß F. 11 Landkreiſe für die erſten Wahlen und 
für die während der erſten Wahlperiode erforderlich werdenden Erſatzwahlen 
zu verbinden und die Wahlorte zu beſtimmen. 

$. 125. 

Mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes verlieren alle mit den Vor⸗ 
ſchriften deſſelben in Widerſpruch ſtehenden oder damit nicht zu vereinigenden 
geſetzlichen Beſtimmungen ihre Gültigkeit. 

$. 126. 

Der Minifter des Innern ift mit der Ausführung dieſes Geſetzes 
beauftragt und erläßt die hierzu erforderlichen Anordnungen und In⸗ 
ſtruktionen. 

Artikel V. 


Der Miniſter des Innern wird ermächtigt, den Text der Provinzial⸗ 
ordnung vom 29. Juni 1875, wie er fi) aus den Artikeln I bis IV ergiebt, als 
Provinzialordnung für die Rheinprovinz durch die Geſetz⸗Sammlung bekannt 
zu machen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 1. Juni 1887. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. Lucius. Friedberg. v. Boetticher. 
v. Goßler. v. Scholz. Bronſart v. Schellendorff. 


Fi, ze> 


(Nr. 9215.) Bekanntmachung, betreffend die Provinzialordnung für die Rheinprovinz vom 
1. Juni 1887 Vom 8. Juni 1887. 


Alf Grund des Artikels V des Geſetzes über die Einführung der Provinzial⸗ 
ordnung vom 29. Juni 1875 in der Rheinprovinz vom 1. Juni 1887 wird 
der Text der Provinzialordnung vom 29. Juni 1875, wie er ſich aus den 
Artikeln 1 bis IV des Einführungsgeſetzes ergiebt, als Provinzialordnung für die 
Rheinprovinz vom 1. Juni 1887 nachſtehend bekannt gemacht. 


Berlin, den 8. Juni 1887. 


Der Miniſter des Innern. 
v. Puttkamer. 


(Nr. 9215.) 43* 


— 252 — 


Provinzialordnung 
für die 854 1e 


Rheinprovinz 
n vom 1. Juni 1887. 


Erſter Titel. 
Von den Grundlagen der Provinzialverfaſſung. 


Erſter Abſchnitt. 
Von dem Umfange und der Begrenzung des Provinzialverbandes. 


SH 

Die Rheinprovinz bildet einen mit den Rechten einer Korporation aus⸗ 
geftatteten Kommunalverband zur Selbſtverwaltung feiner Angelegenheiten. 

Zum Kommunalverbande der Provinz (Provinzialverband) gehören alle 
innerhalb der Grenzen derſelben belegenen Kreiſe und alle zu dieſen Kreiſen ge— 
hörenden Ortſchaften. 

Diejenigen Kreiſe und einzelnen Ortſchaften, welche bisher zu einem anderen 
provinzialſtändiſchen Verbande gehört haben, treten aus dieſem Verbande aus und 
in den Kommunalverband derjenigen Provinz ein, innerhalb deren Grenzen ſie 
belegen ſind. 

§. 2. 


(Fällt für die Rheinprovinz fort.) 


$. 3. 

Die in Folge der Ausführung der Vorſchrift des $. 1 erforderliche Regelung 
der Verhältniſſe iſt, unbeſchadet aller Privatrechte Dritter, durch den Miniſter des 
Innern zu bewirken. 

Streitigkeiten, welche hierbei entſtehen, unterliegen der Entſcheidung des Ober- 
verwaltungsgerichts. 

Veränderung der Provinzialgrenzen. 


$. 4. 
Die Veränderung beſtehender Provinzialgrenzen erfolgt durch Geſetz. 
Die in Folge einer derartigen Veränderung erforderliche Regelung der Ver⸗ 
hältniſſe iſt auf dem im F. 3 bezeichneten Wege zu bewirken. 
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Veränderungen folcher Gemeinde- oder Gutsbezirksgrenzen, welche zugleich 
Provinzialgrenzen ſind, ziehen die Veränderung der letzteren ohne Weiteres nach ſich. 
Eine jede Veränderung der Provinzialgrenzen, welche nicht durch Geſetz 
erfolgt, iſt durch die Amtsblätter der betheiligten Provinzen bekannt zu machen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von den Provinzialangehörigen, ihren Rechten und Pflichten. 


$. 5. 
ei Provinzialangehörige find alle Angehörigen der zu der Provinz gehörigen 
reiſe. . 
f Rechte der Provinzialangehörigen. 


$. 6. 
Die Provinzialangehörigen find berechtigt: 
1) zur Theilnahme an der Verwaltung und Vertretung des Provinzial⸗ 
verbandes nach näherer Vorſchrift dieſes Geſetzes, 
2) zur Mitbenutzung der öffentlichen Einrichtungen und Anſtalten des 
anf e es nach Maßgabe der für dieſelben beſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen. 


Beitragspflicht zu den Provinzialabgaben. 


§. 7 


| Die Provinzialangehörigen find verpflichtet, nach näherer Vorſchrift dieſes 
Geſetzes zu den Provinziallaſten beizutragen. 


| Dritter Abfchnitt. 
Von den Provinzialſtatuten und Reglements. 


$. 8. 

Der Provinzialverband ift befugt: 

1) zum Erlaſſe beſonderer ſtatutariſcher Anordnungen über ſolche, ſeine 
Berfaffung betreffenden Angelegenheiten, hinſichtlich deren das Geſetz 
auf ſtatutariſche Regelung verweiſt oder keine ausdrücklichen Vor⸗ 
ſchriften enthält. Das Statut darf den beſtehenden Geſetzen nicht 
widerſprechen 

2) zum Erlaſſe von Reglements über beſondere Einrichtungen des Pro- 
vinzialverbandes. 

Die Provinzialftatuten und Reglements find auf Koſten des Provinzial 

verbandes durch die Amtsblätter der Provinz bekannt zu machen. 
(Nr. 9215.) l 
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Zweiter Titel. 
Von der Vertretung und Verwaltung des Provinzialverbandes. 


Erſter Abſchnitt. 
Von der Zuſammenſetzung des Provinziallandtages. 


§. 9. 
Die Provinzialverſammlung (der Provinziallandtag) beſteht aus Abgeord- 
neten der Land- und Stadtkreiſe der Provinz. 


Zahl der Mitglieder der Provinziallandtage. 


$. 10. 

Für jeden Kreis mit weniger als 40 000 Einwohnern wird ein Abgeord⸗ 
neter, für jeden Kreis mit 40 000, oder mehr Einwohnern werden zwei Abgeord- 
nete gewählt. Erreicht die Einwohnerzahl eines Kreiſes 80 000, ſo werden drei 
Abgeordnete gewählt. Für jede fernere Vollzahl von 50 000 Einwohnern tritt 
ein Abgeordneter hinzu. sn 

il 


Dem Provinziallandtage bleibt überlaffen, durch ſtatutariſche Anordnung 
zwei angrenzende Landkreiſe, welche nur einen oder zwei Abgeordnete zu wählen 
haben, zu Wahlbezirken zu vereinigen und die Wahlorte zu beſtimmen. 


§. 12. 

Die Feſtſtellung der Zahl der von den einzelnen Kreiſen beziehungsweiſe 
Wahlbezirken zu wählenden Abgeordneten erfolgt vor jeder neuen Wahl ($$. 20 
und 122) durch den Provinzialausſchuß und wird durch die Amtsblätter der 
Provinz zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Der Feſtſtellung iſt die durch die jeweilige letzte Volkszählung ermittelte Ein- 
wohnerzahl der Kreiſe beziehungsweiſe Wahlbezirke, mit Ausſchluß der aktiven 
Militärperſonen, zu Grunde zu legen. 

$. 13. Fiche 

Anträge auf Berichtigung der Feſtſtellung ſind innerhalb vier Wochen nach 
Ausgabe des Amtsblatts, durch welches die Feſtſtellung veröffentlicht worden iſt, 
bei dem Provinzialausſchuſſe anzubringen „welcher darüber endgültig beſchließt. 

Vollziehung der Wahlen. g 
$. 14. | | 1 

Die Abgeordneten der Landkreiſe werden von den Kreistagen gewählt. 

Erfolgt die Bildung von Wahlbezirken, ſo treten die Kreistage der zu dem 
Wahlbezirke gehörigen Landkreiſe unter dem Vorſitze des von dem Oberpräſidenten 
zu ernennenden Wahlkommiſſars zu einer Wahlverſammlung zuſammen. 4 
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$. 15. 

Die Wahl der Abgeordneten der Stadtkreiſe erfolgt durch die Stadtver- 
ordnetenverſammlung, ſowie in denjenigen Städten, in welchen die Verwaltung 
nach Titel VIII der Städteordnung vom 15. Mai 1856 geführt wird „durch den 
Magiſtrat und die Stadtverordnetenverſammlung, welche zu dieſem Behufe unter 
dem Vorſitze des Bürgermeiſters zu einer Wahlverſammlung vereinigt werden. 


$. 16. 
Die Vollziehung der Wahlen der Provinziallandtagsabgeordneten erfolgt 
nach näherer Vorſchrift des dieſem Geſetze beigefügten Wahlreglements. 


Wählbarkeit zum Abgeordneten. 


$. 17. 

Wählbar zum Mitgliede des Provinziallandtages iſt jeder ſelbſtändige An⸗ 
gehörige des Deutſchen Reichs, welcher das dreißigſte Lebensjahr vollendet hat, 
ſich im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befindet und ſeit mindeſtens einem 
Jahre der Provinz durch Grundbeſitz oder Wohnſitz angehört. 

Als ſelbſtändig gilt derjenige, welchem das Recht, über ſein Vermögen zu 
verfügen und daſſelbe zu verwalten, nicht durch gerichtliche Anordnung entzogen iſt. 


Verluſt der Wählbarkeit. 


gast ING $. 18. 

Die Wählbarkeit geht verloren, ſobald eines der im $. 17 gedachten Er⸗ 
forderniſſe bei dem bis dahin Wählbaren nicht mehr zutrifft. Sie ruht während 
der Dauer eines Konkurſes, ferner während der Dauer einer gerichtlichen Unter⸗ 
ſuchung, wenn dieſelbe wegen Verbrechen oder wegen ſolcher Vergehen, welche 
den Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte nach ſich ziehen müſſen oder können, 
eingeleitet, oder wenn die gerichtliche Haft verfügt iſt. 3 


Dauer der Wahlperiode der Abgeordneten. 


= §. 19. 
Die Abgeordneten zum Provinziallandtage werden auf ſechs Jahre gewählt. 
Jede Wahl verliert dauernd oder vorübergehend ihre Wirkung mit dem 
änzlichen oder zeitweiſen Aufhören einer der für die Wählbarkeit vorgeſchriebenen 
zedingungen. Der Provinziallandtag hat darüber zu beſchließen, ob einer dieſer 
Fälle eingetreten iſt. 
Anordnung der Wahlen. 


F. 20. 
Die Vornahme der Wahlen zum Provinziallandtage wird durch den Ober— 
präſidenten angeordnet. 
(Nr. 9215.) 


u 


$. 21. 
Die Namen der neugewählten Abgeordneten find von dem Oberpräfidenten 
durch die Amtsblätter der Provinz bekannt zu machen. N 
Die Einführung derſelben erfolgt durch den Vorſitzenden des Provinzial⸗ 


landtages. 
Erſatzwahlen. 


§. 22. 

Die Erſatzwahlen für die im Laufe der Wahlperiode Ausgeſchiedenen werden 
von denjenigen Land- und Stadtkreiſen beziehungsweiſe Wahlbezirken vorgenommen, 
von denen die Ausgeſchiedenen gewählt waren. 

Die Vollziehung der Erſatzwahlen muß innerhalb längſtens ſechs Monaten 
und womöglich vor dem Zuſammentritte des nächſten Provinziallandtages er- 
folgen. Die Erſatzmänner bleiben nur bis zum Ende desjenigen Zeitraums in 
Thätigkeit, für welchen die Ausgeſchiedenen gewählt waren. 

Einſpruch gegen das ſtattgehabte Wahlverfahren und Entſcheidung über die Gültigkeit 
der Wahlen. 
$. 23. 

Gegen das ſtattgehabte Wahlverfahren kann jedes Mitglied der Wahl: 
verſammlung innerhalb zwei Wochen Einſpruch bei dem Vorſitzenden des Wahl 
vorſtandes erheben. Die Beſchlußfaſſung über den Einſpruch, über welchen die 
Betheiligten vorab zu hören ſind, ſteht dem Provinziallandtage zu. Im Uebrigen 
prüft der Provinziallandtag die Legitimation ſeiner Mitglieder von Amtswegen 
und beſchließt darüber. 92 ö 

24. 


Gegen die nach Maßgabe der $$. 19 und 23 gefaßten Beſchlüſſe des Pro. 

vinziallandtages findet innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Oberverwaltungs⸗ 

erichte ſtatt. Die Klage hat keine aufſchiebende Wirkung, jedoch dürfen bis zur 
tſcheidung des Oberverwaltungsgerichts Erſatzwahlen nicht ftattfinden. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von den Verſammlungen des Provinziallandtages. 
Einberufung des Provinziallandtages. 
$. 25. 
Der Provinziallandtag wird von dem Könige alle zwei Jahre wenigſtens 
ein Mal berufen, außerdem aber ſo oft es die Geſchäfte erfordern. 
§. 26. 
Die Ladung der Mitglieder, die Eröffnung und Schließung des Provinzial⸗ 
landtages erfolgt durch den Oberpräſidenten der Provinz als Königlichen Kom⸗ 
miſſarius oder den für ihn in dieſer Eigenſchaft ernannten Stellvertreter. f 
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Königlicher Kommiſſarius bei dem Provinziallandtage. 
§. 27. 

Der Königliche Kommiſſarius iſt die Mittelsperſon bei allen Verhandlungen 
der Staatsbehörden mit dem Provinziallandtage. 

Der Kommiſſarius theilt dem Provinziallandtage die Vorlagen der Staats- 
regierung mit und empfängt die von ihm abzugebenden Erklärungen und Gutachten. 

Der Königliche Kommiſſarius, ſowie die zu feiner Vertretung oder Unter- 
ſtützung abgeordneten Staatsbeamten ſind befugt, den Sitzungen des Provinzial⸗ 
landtages und der von ihm zur Vorbereitung ſeiner Beſchlüſſe gewählten Kom— 
miſſionen beizuwohnen; dieſelben müſſen auf Verlangen zu jeder Zeit gehört werden. 


Oeffentlichkeit der Sitzungen des Provinziallandtages. 


§. 28. 
Die Sitzungen des Provinziallandtages ſind öffentlich. Für einzelne Gegen⸗ 
ſtände kann durch beſonderen, in geheimer Sitzung gefaßten Beſchluß die Deffent- 
lichkeit ausgeſchloſſen werden. 


Beſchlußfähigkeit des Provinziallandtages. 


§. 29. 
Der Provinziallandtag kann nur beſchließen, wenn mehr als die Hälfte 
der im F. 10 vorgeſchriebenen Mitgliederzahl anweſend iſt. 
Als anweſend gelten auch diejenigen Mitglieder, welche ſich der Abſtimmung 
enthalten. 
? Faſſung der Beſchlüſſe nach abſoluter Stimmenmehrheit. 


$. 30. 
Der Provinziallandtag faßt ſeine Beſchlüſſe nach Stimmenmehrheit. Die 
Stimmenmehrheit wird ohne Mitzählung derjenigen feſtgeſtellt, die ſich der Ab- 
ſtimmung enthalten haben. Bei Stimmengleichheit gilt der geſtellte Antrag als 
abgelehnt. 


Theilnahme der Mitglieder des Provinzialausſchuſſes, des Landesdirektors und der 
oberen Beamten an den Sitzungen des Provinziallandtages. 


5. 31. 

Die Mitglieder des Provinzialausſchuſſes, ſowie der Landesdirektor (Landes⸗ 
hauptmann) und die ihm zugeordneten oberen Beamten ($$. 87 und 93) können, 
ſofern ſie nicht ſelbſt Mitglieder des Provinziallandtages ſind, den Sitzungen 
deſſelben mit berathender Stimme beiwohnen. 

Der Provinziallandtag kann jedoch beſchließen, einzelne, die Mitglieder des 
Provinzialausſchuſſes, den Landesdirektor oder die ihm zugeordneten oberen Be 
amten perſönlich berührende Gegenſtände in deren Abweſenheit und in geheimer 
Sitzung zu verhandeln, ſofern dieſelben nicht Mitglieder des Provinziallandtages ſind. 

Gef. Samml. 1887. (Nr. 9215.) 44 
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Wahl des Vorſitzenden des Provinziallandtages und ſeines Stellvertreters. 


$. 32. 

Unter dem Vorſitze des an Jahren älteften Mitgliedes, welchem die beiden 
jüngften Mitglieder als Schriftführer und Stimmzähler zur Seite ſtehen, wählt 
der Provinziallandtag nach näherer Vorſchrift des dieſem Geſetze beigefügten 
Wahlreglements einen Vorſitzenden und einen Stellvertreter. 

Dieſelben fungiren während der Sitzungsperiode und in der darauf folgenden 
Zwiſchenzeit bis zum Zuſammentritte des nächſten Provinziallandtages. 


Geſchäftsordnung des Provinziallandtages. 


F. 33. 

Der Vorſitzende leitet die Verhandlungen. Er eröffnet und ſchließt die 
Sitzungen und handhabt die Ordnung in denſelben. Er kann jeden Zuhörer 
entfernen laſſen, welcher Zeichen des Beifalles oder des Mißfallens giebt oder 
ſonſt eine Störung verurſacht. 

Im Uebrigen regelt der Provinziallandtag ſeinen Geſchäftsgang durch eine 
Geſchäftsordnung. 

Dritter Abſchnitt. 
Von den Geſchäften des Provinziallandtages. 
a. Im Allgemeinen. 
$. 34. 
Der Provinziallandtag iſt berufen: 
J. über diejenigen die Provinz betreffenden Geſetzentwürfe, ſowie ſonſtlgen 


Gegenſtände ſein Gutachten abzugeben, welche ihm zu dem Ende von 
der Staatsregierung überwieſen werden; 

II. den Provinzialverband zu vertreten, und nach näherer Vorſchrift dieſes 
Geſetzes über die Angelegenheiten deſſelben, ſowie über diejenigen Gegen- 
ſtände zu berathen und zu beſchließen, welche ihm durch Geſetze oder 
Königliche Verordnungen überwieſen ſind oder in Zukunft durch Geſetz 
überwieſen werden. 


b. Im Beſonderen. 


$. 35. 
Zu den Befugniffen und Obliegenheiten des Provinziallandtages gehören 
insbeſondere folgende: 
I. Der Provinziallandtag beſchließt über den Erlaß von Statuten und 
Reglements gemäß $. 8. 
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$. 36. 

II. Der Provinziallandtag beſchließt, in welcher Weiſe Staatspräſtationen, 
welche von dem Provinzialverbande aufzubringen ſind, und deren Aufbringungs⸗ 
weiſe nicht ſchon durch das Geſetz vorgeſchrieben iſt, vertheilt werden ſollen. 

$. 37. 
III. Der Provinziallandtag beſchließt über die zur Erfüllung von Ber- 
pflichtungen oder im Intereſſe der Provinz erforderlichen Ausgaben. 
Er beſchließt zu dem Ende: 
1) über die Verwendung der dem Provinzialverbande aus der Staatskaſſe 
überwieſenen Jahresrenten und Fonds nach näherer Vorſchrift des 
Geſetzes, betreffend die Ausführung der $$. 5 und 6 des Geſetzes vom 
30. April 1873 wegen der Dotation der Provinzial- und Kreisverbände, 

2) über die Verwendung der Einnahmen aus ſonſtigem Kapital- und 
Grundvermögen des Provinzialverbandes, ſowie über die Verwendung 
des Kapitalvermögens ſelbſt, 

3) über die Aufnahme von Anleihen und die Uebernahme von Bürgſchaften, 

4) über die Ausſchreibung von Provinzialabgaben. 

$. 38. 

IV. Der Provinziallandtag befchließt über die Veräußerung von Grund- 
ſtücken und Immobiliarrechten. Durch Provinzialſtatut kann dem Provinzial— 
ausſchuſſe für einzelne Verwaltungszweige und Anſtalten die Befugniß zur Ver⸗ 
äußerung von Grundſtücken minderen Werthes beigelegt werden. 

§. 39. 

V. Der Provinziallandtag beſchließt über die Einrichtung des Rechnungs- 
und Kaſſenweſens, über die Feſtſtellung des Haushalts-Etats, ſowie über die Dechar- 
girung der Jahresrechnungen (§§. 101 und 104). 

F. 40. 


VI. Der Provinziallandtag ftellt die Grundſätze feſt, nach denen die Ver— 
waltung der Angelegenheiten des Provinzialverbandes zu erfolgen hat. 


§. 41. 

VII. Der Provinziallandtag beſchließt über die Einrichtung von Provinzial— 
ämtern, er beſtimmt die Zahl, die Beſoldung, ſowie die Art der Anſtellung der 
Beamten und wählt den Landesdirektor (Landeshauptmann), die demſelben nach 
$. 93 zugeordneten oberen Beamten, ſowie die ſonſtigen im Provinzialſtatute zu 
bezeichnenden leitenden Beamten einzelner Verwaltungszweige. 

$. 42. 

VIII. Der Provinziallandtag vollzieht die Wahlen zum Provinzialausſchuſſe, 

ſowie nach Maßgabe der beſonderen Geſetze die Wahlen zu den für Zwecke der 
(Nr. 9215.) . 44 
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allgemeinen Landesverwaltung angeordneten Behörden und Kommiffionen; er 
beſtellt beſondere Kommiſſionen oder Kommiſſare für Zwecke der kommunalen 
Provinzialverwaltung ($. 99). 

Für die Vollziehung dieſer Wahlen gelten die Vorſchriften des dieſem 
Geſetze beigefügten Reglements. Gegen das ſtattgehabte Wahlverfahren kann 
jedes Mitglied des Provinziallandtages innerhalb vier und zwanzig Stunden Ein- 
ſpruch bei dem Vorſitzenden erheben. Die endgültige Beſchlußfaſſung über den 
Einſpruch ſteht dem Provinziallandtage zu. 

$. 43. 

IX. Der Provinziallandtag iſt befugt, Anträge und Beſchwerden, welche 
die Provinz oder einzelne Theile derſelben betreffen, an die Staatsregierung zu 
richten. 

F. 44. 
X. Der Provinziallandtag nimmt die ihm durch Geſetz übertragenen fon- 
ſtigen Geſchäfte wahr. 
Vierter Abſchnitt. 
Von dem Provinzialausſchuſſe, ſeiner Zuſammenſetzung und ſeinen 
Geſchäften. 
Stellung des Provinzialausſchuſſes im Allgemeinen. 


$. 45. 
Zum Zwecke der Verwaltung der Angelegenheiten des Provinzialverbandes 
wird ein Provinzialausſchuß beſtellt. 
Zuſammenſetzung des Provinzialausſchuſſes. 
$. 46. 
Der Provinzialausſchuß beſteht aus einem Vorſitzenden und einer durch das 
8 feſtzuſetzenden Zahl von mindeſtens ſieben bis höchſtens dreizehn 
itgliedern. 
Außerdem iſt der Landesdirektor von Amtswegen Mitglied des Provinzial⸗ 
ausſchuſſes. 


Wahl des Vorſitzenden und der Mitglieder des Provinzialausſchuſſes. 
$. 47. 

Der Vorſitzende, die Mitglieder des Provinzialausſchuſſes und aus der 
Zahl der letzteren der Stellvertreter des Vorſitzenden werden von dem Provinzial⸗ 
landtage gewählt. 

Für die Mitglieder iſt in gleicher Weiſe eine mindeſtens der Hälfte der- 
ſelben gleichkommende Zahl von Stellvertretern zu wählen. 

Die Zahl der Stellvertreter, ſowie die Reihenfolge, in welcher dieſelben 
einzuberufen ſind, wird durch das Provinzialſtatut beſtimmt. 
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Wählbar iſt jeder zum Provinziallandtage wählbare Angehörige des 
Deutſchen Reichs ($. 17). 

Von der Wählbarkeit ausgeſchloſſen find der Oberpräſident, die Regierungs⸗ 
präſidenten, ſowie ſämmtliche Provinzialbeamte. 

Der Landesdirektor kann zum Vorſitzenden oder ſtellvertretenden Vorſitzenden 
des Provinzialausſchuſſes nicht gewählt werden. 


$. 48. 


Die Wahl des Vorſitzenden, der Mitglieder des Provinzialausſchuſſes und 
deren Stellvertreter erfolgt auf ſechs Jahre. 

Jede Wahl verliert dauernd oder vorübergehend ihre Wirkung mit dem 
gänzlichen oder zeitweiſen Aufhören einer der für die Wählbarkeit vorgeſchriebenen 
Bedingungen. 

Der Provinzialausſchuß hat darüber zu beſchließen, ob einer dieſer Fälle 
eingetreten iſt. Gegen den Beſchluß des Provinzialausſchuſſes findet nach Maß⸗ 
gabe des $. 24 die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte ſtatt. 


6. 49. 


Alle drei Jahre ſcheidet die Hälfte der gewählten Mitglieder und Stell- 
vertreter aus und wird durch neue Wahlen erſetzt. Die Ausſcheidenden bleiben 
jedoch in allen Fällen bis zur Einführung der neu Gewählten in Thätigkeit. 

Iſt die Zahl der gewählten Mitglieder beziehungsweiſe Stellvertreter nicht 
durch zwei theilbar, ſo ſcheidet das erſte Mal die nächſt größere Zahl aus. 

Die das erſte Mal Ausſcheidenden werden durch das Loos beſtimmt. Die 
Ausſcheidenden ſind wieder wählbar. 


$. 50. 


Für die im Laufe der Wahlperiode ausſcheidenden Mitglieder und Stell» 
vertreter haben Erſatzwahlen ſtattzufinden. Die Vollziehung der Erſatzwahlen 
muß durch den Provinziallandtag bei deſſen nächſtem Zuſammentritt erfolgen. 
Die Erſatzmänner bleiben nur bis zum Ende desjenigen Zeitraums in Thätigkeit, 
für welchen die Ausgeſchiedenen gewählt waren. 


$. 51. 

Der Vorſitzende des Provinzialausſchuſſes wird vom Oberpräſidenten, 
die Mitglieder des Provinzialausſchuſſes werden von dem Vorſitzenden vereidigt 
und in ihre Stellen eingeführt. Sie können aus Gründen, welche die Entfernung 
eines Beamten aus feinem Amte rechtfertigen ($. 2 des Geſetzes vom 21. Juli 
1852, Geſetz-Samml. S. 465), im Wege des Disziplinarverfahrens ihrer Stellen 
enthoben werden. 

Für das Disziplinarverfahren gelten die Vorſchriften, welche nach Maßgabe 
des F. 98 Nr. 5 gegen den Landesdirektor zur Anwendung kommen. 
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Berufung des Provinzialausſchuſſes. 


$. 52. 
Der Provinzialausſchuß verſammelt ſich, fo oft es die Geſchäfte erfordern. 
Die Berufung zu den Verſammlungen erfolgt durch den Vorſitzenden; ſie muß 
erfolgen auf ſchriftlichen Antrag des Landesdirektors oder der Hälfte der Mit⸗ 
glieder des Provinzialausſchuſſes. 
Durch Beſchluß des Provinzialausſchuſſes können regelmäßige Sitzungstage 
feſtgeſetzt werden. 
Geſchäftsordnung des Provinzialausſchuſſes. 
§. 53. 


Der Provinzialausſchuß kann nur beſchließen, wenn mehr als die Hälfte 
der Mitglieder, mit Einſchluß des Vorſitzenden, anweſend iſt. 

Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleich⸗ 
heit giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 


$. 54. 


Betrifft der Gegenſtand der Verhandlung einzelne Mitglieder oder deren 
Verwandte und Verſchwägerte in auf- und abſteigender Linie oder bis zu dem 
dritten Grade der Seitenlinie, ſo dürfen dieſelben an der Berathung und Ab— 
ſtimmung nicht Theil nehmen. 

Ebenſowenig darf ein Mitglied bei der Berathung und Beſchlußfaſſung 
über ſolche Angelegenheiten mitwirken, in welchen es in anderer als öffentlicher 
Eigenſchaft ein Gutachten abgegeben hat oder als Geſchäftsführer, Beauftragter 
oder in anderer als öffentlicher Stellung thätig geweſen iſt. 


$. 55. 


Wird in Folge des gleichzeitigen Ausſcheidens von mehr als der Hälfte der 
Mitglieder gemäß F. 54 der Provinzialausſchuß beſchlußunfähig und kann die 
Beſchlußfähigkeit auch nicht durch Einberufung unbetheiligter Stellvertreter her- 
geſtellt werden, ſo erfolgt die Beſchlußnahme durch den Provinziallandtag. 

Kann die Beſchlußnahme nicht bis zum Zuſammentritte des Provinzial- 
landtages ausgeſetzt bleiben, jo iſt durch den Oberpräſidenten aus den unbethei- 
ligten Mitgliedern des Provinzialausſchuſſes beziehungsweiſe deren Stellvertretern, 
ſowie aus Mitgliedern des Provinziallandtages eine beſondere Kommiſſion zu 
beſtellen; dieſelbe hat aus einer gleichen Anzahl von Mitgliedern, wie der Pro— 
vinzialausſchuß, zu beſtehen. f 

$. 56. 


Der Vorſitzende des Provinziallandtages und die dem Landesdirektor zu⸗ 
geordneten oberen Beamten ($$. 87 und 93) können den Sitzungen des Pro— 
vinzialausſchuſſes mit berathender Stimme beiwohnen. Der Provinzialausſchuß 


a a: 


kann jedoch beſchließen, einzelne den Landesdirektor oder die ihm zugeordneten 
oberen Beamten perſönlich berührende Gegenſtände in deren Abweſenheit zu ver— 
handeln. 


F. 57. 


Der Provinzialausſchuß regelt ſeinen Geſchäftsgang durch eine Geſchäfts⸗ 
ordnung. Dieſelbe bedarf der Genehmigung des Provinziallandtages. 


Geſchäfte des Provinzialausſchuſſes. 


$. 58. 

Dem Provinzialausſchuſſe liegt die Erledigung folgender Geſchäfte ob: 

I. Der Provinzialausſchuß hat die Beſchlüſſe des Provinziallandtages 
vorzubereiten und auszuführen, ſoweit damit nicht befondere Kommiſſionen, Kom⸗ 
miſſarien oder Beamte durch Geſetz oder Beſchluß des Provinziallandtages beauf— 
tragt ſind. 

§. 59. 

II. Der Provinzialausſchuß hat die Angelegenheiten des Provinzialverbandes, 
insbeſondere das Vermögen und die Anſtalten deſſelben nach Maßgabe der Geſetze, 
der auf Grund von Geſetzen erlaſſenen Königlichen Verordnungen und der von 
dem Provinziallandtage beſchloſſenen Reglements (§. 8 Nr. 2), ſowie des von 
dieſem feſtgeſtellten Haushaltsetats zu verwalten. 


$. 60. 


II. Der Provinzialausſchuß hat die Provinzialbeamten zu ernennen, ſoweit 
die Ernennung derſelben nicht dem Provinziallandtage vorbehalten iſt ($. 41), und 
deren Geſchäftsführung zu leiten und zu beaufſichtigen. 


$. 61. 


IV. Der Provinzialausſchuß hat fein Gutachten über alle Angelegenheiten 
abzugeben, welche ihm von den Miniſtern oder dem Oberpräſidenten über⸗ 
wieſen werden. 5 


Fünfter Abſchnitt. 
Von den Provinzial- und Bezirksräthen (Behörden des Staates), 
ihrer Zuſammenſetung und ihren Geſchäften. 
$$. 62 bis 86. 


(Fortgefallen.) 
(Nr. 9215.) 


— 264 — 


Sechster Abſchnitt. 
Von den Provinzialbeamten. 


Landesdirektor (Landeshauptmann). 


$. 87. 


Zur Wahrnehmung der laufenden Gefchäfte der kommunalen Provinzial- 
verwaltung wird ein Landesdirektor (Landeshauptmann) beſtellt, welcher von dem 
Provinziallandtage auf mindeſtens ſechs bis höchſtens zwölf Jahre zu wählen iſt. 

Der Landesdirektor (Landeshauptmann) bedarf der Beſtätigung des Königs. 
Wird die Beſtätigung verſagt, ſo ſchreitet der Provinziallandtag zu einer neuen 
Wahl. Wird auch dieſe Wahl nicht beſtätigt, ſo kann der Miniſter des Innern 
die kommiſſariſche Verwaltung der Stelle auf Koſten des Provinzialverbandes 
anordnen. Daſſelbe findet ſtatt, wenn der Provinziallandtag die Wahl ver- 
weigert oder den nach der erſten Wahl nicht Beſtätigten wieder wählt. Die kom⸗ 
miſſariſche Verwaltung dauert ſo lange, bis die Wahl des Provinziallandtages, 
deren wiederholte Vornahme ihm jederzeit zuſteht, die Beſtätigung erlangt hat. 

Der Provinzialausſchuß iſt berechtigt, zur Uebernahme der kommiſſariſchen 
Verwaltung geeignete Perſonen in Vorſchlag zu bringen. 


$. 88. 


Für den Fall einer Behinderung des Landesdirektors, ſowie im Falle der 
Erledigung der Stelle deſſelben beſtellt der Provinzialausſchuß einen Stellvertreter 
bis zur Aufnahme der Geſchäfte durch den Landesdirektor, beziehungsweiſe bis 
zum Eintritte einer kommiſſariſchen Verwaltung nach Maßgabe des $. 87. 

Weder der kommiſſariſche Vertreter, noch der Stellvertreter des Landes— 
direktors find als ſolche ſtimmberechtigte Mitglieder des Ausſchuſſes. 


$. 89. 


Der Landesdirektor (Landeshauptmann) wird von dem Oberpräſidenten in 
ſein Amt eingeführt und vereidigt. 


$. 90. 


Der Landesdirektor (Landeshauptmann) führt unter der Aufficht des Pro— 
vinzialausſchuſſes die laufenden Geſchäfte der kommunalen Provinzialverwaltung. 
Er bereitet die Beſchlüſſe des Provinzialausſchuſſes vor und trägt für die Aus- 
fürn en Sorge. 

iſt der Dienſtvorgeſetzte ſämmtlicher Provinzialbeamten. 

Der Landesdirektor vertritt den Provinzialverband nach außen in allen 
Angelegenheiten, insbeſondere auch da, wo die Gefege eine Spezialvollmacht ver- 
langen. Er verhandelt Namens des Provinzialverbandes mit Behörden und 
Privatperſonen, führt den Schriftwechſel und zeichnet alle Schriftſtücke. 
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$. 91. 

Urkunden, mittelſt deren der Provinzialverband Verpflichtungen übernimmt, 
müſſen unter Anführung des betreffenden Beſchluſſes des Provinziallandtages 
beziehungsweiſe des Provinzialausſchuſſes von dem Landesdirektor (Landeshaupt⸗ 
mann) und von zwei Mitgliedern des Provinzialausſchuſſes unterſchrieben und 
mit dem Amtsſiegel des Landesdirektors verſehen ſein. In denjenigen Fällen, in 
denen es der Genehmigung der Staatsaufſichtsbehörde bedarf, iſt dieſelbe der Aus⸗ 
fertigung in beglaubigter Form beizufügen. 

Dem Provinziallandtage bleibt vorbehalten, für einzelne Verwaltungszweige 
und Anſtalten in Betreff der Vollziehung von Urkunden und Vollmachten zur 
Vereinfachung der Geſchäfte anderweite ſtatutariſche Beſtimmung zu treffen. 


$. 92. 
Der Landesdirektor (Landeshauptmann) ift befugt, für die Geſchäfte der 
kommunalen Provinzialverwaltung die vermittelnde und begutachtende Thätigkeit 
der Kreis- und Gemeindebehörden in Anſpruch zu nehmen. 


Andere obere Beamte. 


8. 93 

Dem Landesdirektor (Landeshauptmann) können nach näherer Beſtimmung 
des Provinzialſtatuts zur Mitwirkung bei Erledigung der Geſchäfte der geſammten 
oder einzelner Zweige der kommunalen Provinzialverwaltung noch andere vom 
Provinziallandtage zu wählende obere Beamte mit berathender oder beſchließender 
Stimme zugeordnet werden. Sie werden von dem Landesdirektor in ihre Aemter 
eingeführt und vereidigt. 

Werden dem Landesdirektor obere Beamte mit beſchließender Stimme zu 
geordnet, ſo hat das Provinzialſtatut auch darüber Beſtimmung zu treffen, welche 
der durch dieſes Geſetz dem Landesdirektor allein überwieſenen Geſchäfte von dem— 
ſelben unter Mitwirkung jener Beamten zu erledigen ſind. 


Bureau, Kaſſen⸗ ze. Beamte der kommunalen Provinzialverwaltung. 


$. 94. 

Die Stellen der zur Wahrnehmung der Bureau-, Kaſſen⸗ und ſonſtigen 
Geſchäfte der kommunalen Provinzialverwaltung erforderlichen Beamten werden 
von dem Provinziallandtage nach Zahl, Dienſteinnahme und Art der Beſetzung 
(auf Lebenszeit, auf Zeit, auf Kündigung) auf Vorſchlag des Provinzialausſchuſſes 
durch den Haushaltsetat beſtimmt. 

Die Beſetzung dieſer Stellen erfolgt vorbehaltlich der Beſtimmung des 
$. 41 durch den Provinzialausſchuß. Die Beamten werden von dem Landes- 
direktor (Landeshauptmann) in ihre Aemter eingeführt und vereidigt. Sie erhalten 
ihre Geſchäftsinſtruktionen von dem Provinzialausſchuſſe. 
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$. 95. 


Ueber die an den einzelnen Provinzialinſtituten und in der Provinzial⸗ 
Chauſſee- und Wegeverwaltung anzuſtellenden Beamten, ſowie über die Art der 
Anſtellung derſelben wird durch die für jene Inſtitute und jenen Verwaltungs⸗ 
zweig zu erlaſſenden Reglements beziehungsweiſe die für dieſelben feſtzuſtellenden 
Etats beſtimmt. 

Bis zum Erlaſſe neuer Reglements bleiben die beſtehenden Reglements in 
Geltung. N 


Dienſtliche Verhältniſſe der Provinzialbeamten. 


$. 96. 


Sämmtliche Provinzialbeamte haben die Rechte und Pflichten mittelbarer 
Staatsbeamten. Die beſonderen dienſtlichen Verhältniſſe derſelben werden durch 
ein von dem Provinziallandtage zu erlaſſendes Reglement geordnet. 


$. 97. 


Hinſichtlich der Belegung der Stellen von Provinzialbeamten mit Militär- 
invaliden gelten die in Anſehung der Städte erlaſſenen geſetzlichen Vorſchriften. 


6. 98. 


In Betreff der Dienſtvergehen der Provinzialbeamten finden die Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes vom 21. Juli 1852 (Geſetz-Samml. S. 465) mit folgenden 
Maßgaben Anwendung: 


1) Gegen den Landesdirektor (Landeshauptmann) und die im $. 41 ge 
dachten Provinzialbeamten iſt die Feſtſetzung von Ordnungsſtrafen nur 
in dem auf Entfernung aus dem Amte gerichteten Verfahren zuläſſig. 


2) Gegen die übrigen Provinzialbeamten ſteht die den Miniſtern und den 
Provinzialbehörden beigelegte Befugniß zur Verhängung von Ordnungs— 
ſtrafen dem Landesdirektor zu; jedoch dürfen die von ihm feſtzuſetzenden 
Geldbußen den Betrag von dreißig Mark nicht überſteigen. 

Außerdem ſteht 

3) den Vorſtehern von Provinzialanſtalten die Befugniß zu, gegen die 
ihnen nachgeordneten Anſtaltsbeamten, mit Ausnahme der oberen 
Anſtaltsbeamten, Geldbußen bis zu zehn Mark feſtzuſetzen. 

4) Gegen die Disziplinarverfügungen des Landesdirektors und der Vor— 
ſteher von Provinzialanſtalten findet innerhalb zwei Wochen die Klage 
bei dem Bezirksausſchuſſe ſtatt. 


. — 


5) In dem auf Entfernung aus dem Amte gerichteten Verfahren tritt an 
die Stelle des Regierungspräſidenten der Landesdirektor und, ſofern 
das Verfahren gegen den letzteren ſelbſt oder einen der im $. 41 ge 
dachten Provinzialbeamten gerichtet iſt, der Miniſter des Innern, an 
die Stelle der Bezirksregierung beziehungsweiſe des Disziplinarhofes 
der Bezirksausſchuß und an die Stelle des Staatsminiſteriums das 
Oberverwaltungsgericht. 

Die Vertreter der Staatsanwaltſchaft bei dem Bezirksausſchuſſe 
und dem Oberverwaltungsgerichte werden vom Miniſter des Innern 
ernannt. Die Verhandlung vor dem Bezirksausſchuſſe und dem Ober⸗ 
verwaltungsgerichte findet im mündlichen Verfahren ſtatt. Das Gut- 
achten des Disziplinarhofes iſt nicht einzuholen. 

Das Verfahren kann mit Rückſicht auf den Ausfall der Vor⸗ 
unterſuchung durch Beſchluß des Bezirksausſchuſſes eingeſtellt werden. 


6) Die Beſtimmung des $. 16 Nr. 1 des Geſetzes vom 21. Juli 1852 
findet auch auf die Provinzialbeamten, mit Ausnahme der im $. 41 
gedachten, Anwendung. 


Siebenter Abſchnitt. 
Von den Provinzialkommiſſionen. 


$. 99. 


Für die unmittelbare Verwaltung und Beaufſichtigung einzelner Anſtalten, 
ſowie für die Wahrnehmung einzelner Angelegenheiten des Provinzialverbandes 
können beſondere Kommiſſionen oder Kommiſſare beſtellt werden. Die Einſetzung, 
die Begrenzung der Zuſtändigkeit und die Art und Weiſe der Zuſammenſetzung 
derſelben hängt von dem Beſchluſſe des Provinziallandtages ab. Die Wahl der 
Mitglieder ſteht dem Provinzialausſchuſſe zu, ſofern ſich nicht der Provinzial— 
landtag dieſelbe für einzelne Kommiſſionen oder Kommiſſare ſelbſt vorbehält. 

Die Kommiſſionen oder Kommiſſare empfangen von dem Provinzialausſchuſſe 
ihre Geſchäftsanweiſung und führen ihre Geſchäfte unter der Aufſicht deſſelben. 


Schlußbeſtimmung. 


$. 100. 


Die Mitglieder des Provinziallandtages, des Provinzialausſchuſſes und der 
Provinzialkommiſſionen, ſowie die gewählten Mitglieder des Provinzialrathes 
erhalten eine ihren baaren Auslagen entſprechende Entſchädigung. 

Ueber die Höhe derſelben beſchließt der Provinziallandtag. 
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Achter Abſchnitt. 
Von dem Provinzialhaushalte. 


Aufſtellung und Feſtſtellung des Provinzialhaushalts⸗Etats. 


$. 101. 


Ueber alle Einnahmen und Ausgaben entwirft der Provinzialausſchuß einen 
Haushalts⸗Etat für ein oder mehrere Jahre. Derſelbe wird vom Provinzialland⸗ 
tage feſtgeſtellt und durch die Amtsblätter der Provinz veröffentlicht. 


$. 102. 


Bei Vorlegung des Haushalts⸗Etats hat der Provinzialausſchuß über die 
Verwaltung und den Stand der Angelegenheiten des Provinzialverbandes Bericht 
zu erſtatten. 

$. 103. 

Der Provinzialausſchuß beziehungsweiſe in Ausführung der Beſchlüſſe 
deſſelben der Landesdirektor (Landeshauptmann) haben dafür zu ſorgen, daß der 
Haushalt nach dem Etat geführt werde. 

Der Landesdirektor erläßt die Einnahme und Ausgabeanweiſungen an die 
Provinzial⸗ (Landes-) Hauptkaſſe. 

Etatsüberſchreitungen und außeretatsmäßige Ausgaben dürfen nur unter 
Verantwortung des Provinzialausſchuſſes ſtattfinden und bedürfen der Genehmigung 
des Provinziallandtages. 

$. 104. 


Die Jahresrechnungen der Provinzial⸗Hauptkaſſe ſowie der Kaſſen der 
einzelnen Provinzialanſtalten ſind von den Rendanten derſelben innerhalb vier 
Monaten nach Schluß des Rechnungsjahres zu legen und dem Provinzialaus⸗ 
ſchuſſe einzureichen. 

Letzterer hat die Reviſion der Rechnungen zu veranlaſſen und dieſelben mit 
feinen Bemerkungen dem Provinziallandtage zur Prüfung, Feſtſtellung und Ent⸗ 
laſtung vorzulegen. Nach erfolgter Entlaſtung ſind Auszüge aus den Rechnungen 
durch die Amtsblätter der Provinz zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Ausſchreibung von Provinzialabgaben. 


$. 105, 


BER ie Provinziallandtag kann die Ausſchreibung von Provinzialabgaben 
eſchließen. 

Bis zum Erlaſſe eines beſonderen Geſetzes über die Kommunalbeſteuerung 
gelten hierüber folgende Beſtimmungen: 
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Grundſätze über die Vertheilung und Aufbringung der Provinzialabgaben. 


$. 106. 


Die Vertheilung der Provinzialabgaben erfolgt auf die einzelnen Land- und 
Stadtkreiſe nach dem Maßſtabe der in ihnen aufkommenden direkten Staats 
ſteuern mit Ausſchluß der Gewerbeſteuer vom Hauſirgewerbe. 


$. 107. 


Bei diefer Vertheilung kommen die behufs Aufbringung der Kreis- be- 
ziehungsweiſe der ſtädtiſchen Kommunalabgaben in den einzelnen Land⸗ und Stadt⸗ 
kreiſen nach den Vorſchriften der $$. 14 bis 16 der Kreisordnung vom 
30. Mai 1887 beziehungsweiſe des §. 4 Abſatz 3 und 4 der Städteordnung vom 
15. Mai 1856 (Geſetz-Samml. S. 406) beſonders veranlagten Steuerbeträge auf 
Höhe der Staatsſteuern, welche von dem ihnen zu Grunde liegenden Einkommen, 
Grundſteuerreinertrage, Gebäudeſteuernutzungswerthe oder nach dem Umfange des 
Gewerbe- oder Bergbaubetriebes zu entrichten wären, mit in Anrechnung. Da⸗ 
gegen bleiben die von einer Belaſtung mit Kreis- und Gemeindeabgaben ganz 
oder theilweiſe befreiten Steuerbeträge ($$. 17 und 18 der Kreisordnung, $. 4 
Abſatz 7 ff. der Städteordnung) mit Einſchluß der Steuerbeträge der Militär- 
perſonen außer Anſatz. 


$. 108. 


In den einzelnen Land- und Stadtkreiſen erfolgt die Aufbringung der auf 
fie treffenden Antheile an den Provinzialabgaben gleich den übrigen Kreis- und 
beziehungsweiſe Gemeindebedürfniſſen nach den Vorſchriften der Kreisordnung be⸗ 
ziehungsweiſe der Städteordnung. 


$. 109 
(fällt für die Rheinprovinz fort). 


Mehr- und Minderbelaſtung einzelner Theile der Provinz. 


$. 110. 


Sofern es fi) um Provinzialeinrichtungen handelt, welche in beſonders 
hervorragendem oder in beſonders geringem Maße einzelnen Theilen der Provinz 
zu gute kommen, kann der Provinziallandtag beſchließen, für die betreffenden 
Kreiſe eine nach Quoten der direkten Staatsſteuern zu bemeſſende Mehr, oder 
Minderbelaſtung eintreten zu laſſen. 

Die Mehrbelaſtung kann nach Maßgabe der Beſchlüſſe des Provinzial 
landtages durch Naturalleiſtungen erſetzt werden. 

(Nr. 9215.) 
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§. 111. 

Die Vertheilung der Provinzialabgaben auf die einzelnen Land- und Stadt- 
kreiſe liegt dem Provinzialausſchuſſe ob. 

Der Betrag der von dem Provinziallandtage ausgeſchriebenen Provinzial— 
abgaben, ſowie die Vertheilung deſſelben auf die Kreiſe ſind durch die Amtsblätter 
der Provinz öffentlich bekannt zu machen. In dem Ausſchreiben iſt der Bedarf 
für Verkehrsanlagen beſonders anzugeben. In Betreff der Aufbringung dieſes 
Theils der Provinzialabgaben von Seiten der Landkreiſe gelten die Vorſchriften 
des §. 12 Abſatz 1 Satz 2 der Kreisordnung vom 30. Mai 1887. 


Reklamationen gegen die Veranlagung zu den Provinzialabgaben. 


§. 112. 
Reklamationen der Kreiſe gegen die Vertheilung der Provinzialabgaben 
unterliegen der Beſchlußfaſſung des Provinzialausſchuſſes. 
Die Reklamationen ſind innerhalb einer Friſt von vier Wochen nach erfolgter 
Bekanntmachung der Abgabenbeträge bei dem Provinzialausſchuſſe anzubringen. 
Gegen den Beſchluß des Provinzialausſchuſſes findet innerhalb zwei Wochen 
die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte ſtatt. 


$. 113. 


Die Zahlung der Provinzialabgabe darf durch die Reklamation beziehungs- 
weiſe Klage nicht aufgehalten werden, muß vielmehr mit Vorbehalt der ſpäteren 
Rückerſtattung des etwa zu viel Bezahlten zu den beſtimmten Terminen erfolgen. 


Dritter Titel. 


Von der Auſſicht über die Verwaltung der Angelegenheiten 
der Provinzialverbände. 


b. 114. 

Die nach Maßgabe dieſes Geſetzes zu handhabende Aufſicht über die Ver— 
waltung der Angelegenheiten des Provinzialverbandes wird von dem Oberpräſidenten, 
in höherer Inſtanz von dem Miniſter des Innern geübt. 

Die Beſchwerde an die höhere Inſtanz iſt innerhalb zwei Wochen zuläſſig. 


b. 115. 
Die Aufſichtsbehörden haben mit den ihnen in dieſem Geſetze zugewieſenen 
Mitteln darüber zu wachen, daß die Verwaltung den Beſtimmungen der Geſetze 
gemäß geführt und in geordnetem Gange erhalten werde. 
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$. 116. 


Die Aufſichtsbehörden ſind zu dem Ende befugt, über alle Gegenſtände der 
Verwaltung Auskunft zu erfordern, die Einſicht der Akten, insbeſondere auch der 
Haushaltsetats und Jahresrechnungen zu verlangen und Geſchäftsreviſionen, ſowie 
in der Verbindung mit denſelben Kaſſenreviſionen an Ort und Stelle zu veranlaſſen. 


$. 117. 


Der Oberpräfident ift befugt, an den Berathungen des Provinzialausſchuſſes 
und der Provinzialkommiſſionen entweder ſelbſt oder durch einen zu feiner Ver⸗ 
tretung abzuordnenden Staatsbeamten Theil zu nehmen. 


$. 118. 


Beſchlüſſe des Provinziallandtages, des Provinzialausſchuſſes oder einer 
Provinzialkommiſſion, welche deren Befugniſſe überſchreiten oder die Geſetze ver- 
letzen, hat der Oberpräſident, entſtehenden Falles auf Anweiſung des Miniſters 
des Innern, unter Angabe der Gründe, mit aufſchiebender Wirkung zu beanſtanden. 

Gegen die Verfügung des Oberpräſidenten ſteht dem Provinziallandtage, 
dem Provinzialausſchuſſe beziehungsweiſe der Provinzialkommiſſion innerhalb zwei 
Wochen die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte zu. Dieſelben können zur 
Wahrnehmung ihrer Rechte im Verwaltungsftreitverfahren einen beſonderen Ver— 
treter beſtellen. 


$. 119. 


Beſchlüſſe des Provinziallandtages, welche folgende Angelegenheiten betreffen: 
1) den Erlaß von Statuten gemäß $. 8 Nr. 1 und $. 35, 
2) Mehr- oder Minderbelaſtungen einzelner Theile der Provinz gemäß $. 110, 
3) Aufnahme von Anleihen, durch welche der Provinzialverband mit einem 
Schuldenbeſtande belaſtet oder der bereits vorhandene Schuldenbeſtand 
vergrößert werden würde, ſowie Uebernahme von Bürgſchaften auf den 
Provinzialverband, a 
4) eine Belaſtung des Provinzialverbandes durch Beiträge über fünfund- 
zwanzig Prozent des Geſammtaufkommens an direkten Staatsſteuern, 
5) eine neue Belaſtung des an ohne geſetzliche Verpflich⸗ 
tung, inſofern die Tele een eiſtungen über die nächſten fünf Jahre 
hinaus fortdauern ſollen, 
bedürfen in den Fällen zu 1 der landesherrlichen Genehmigung, in den Fällen 
zu 2 und 3 der Beſtätigung des Miniſters des Innern, in den Fällen zu 4 und 5 
der Beſtätigung der Miniſter des Innern und der Finanzen. 
(Nr. 9215.) 
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$. 120. 


Der Genehmigung der zuſtändigen Miniſter bedürfen ferner die von dem 
Provinziallandtage gemäß $. 8 Nr. 2, §§. 35 und 95 für folgende Provinzial: 
inſtitute und Verwaltungszweige zu beſchließenden Reglements: 


1) Landarmen⸗ und Korrigendenanſtalten, 

2) Irren⸗, Taubſtummen⸗, Blinden- und Idiotenanſtalten, 
3) Hebammenlehrinſtitute, 

4) Provinzialhülfs⸗ und Darlehnskaſſen, 

5) Verſicherungsanſtalten. 


Dieſer Genehmigung unterliegen jedoch die gedachten Reglements nur in 
ſoweit, als ſich die Beſtimmungen derſelben beziehen: 


in Betreff der zu 1 und 2 gedachten Anſtalten auf die Aufnahme, die 
Behandlung und Entlaſſung der Landarmen, Korrigenden, Irren, 
Taubſtummen, Blinden und Idioten beziehungsweiſe auf den Unter⸗ 
richt derſelben, 


in Betreff der Hebammenlehrinſtitute zu 3 auf die Aufnahme, den 
Unterricht und die Prüfung der Schülerinnen, 


in Betreff der Provinzialhülfs- und Darlehnskaſſen zu 4 auf die Grund⸗ 
ſätze, nach denen die Gewährung von Darlehnen zu erfolgen hat, 


in Betreff der Verſicherungsanſtalten zu 5 auf die Organiſation und 
die Verwaltungsgrundſätze. 


Ingleichen bedarf das im F. 96 vorgeſchriebene Reglement über die dienft- 
lichen Verhältniſſe der Provinzialbeamten der Genehmigung des Miniſters des 
Innern in Betreff der Grundſätze über die Anſtellung, Entlaſſung und Penſioni⸗ 
rung der Beamten. 


$. 121. 


Unterläßt oder verweigert der Provinzialverband die ihm geſetzlich obliegenden, 
von der Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Zuſtändigkeit feſtgeſtellten Leiſtungen 
auf den Haushaltsetat zu bringen oder außerordentlich zu genehmigen, ſo verfügt 
der Oberpräſident, unter Angabe der Gründe, die Eintragung in den Etat, be 
ziehungsweiſe die Feſtſtellung der außerordentlichen Ausgaben. 

Gegen die Verfügung des Oberpräſidenten ſteht dem Provinzialverbande 
innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte zu. Zur 
Ausführung der Rechte des Provinzialverbandes kann der Provinziallandtag einen 
beſonderen Vertreter beſtellen. 


3 


Auflöſung des Provinziallandtages. 


F. 122. 

Auf den Antrag des Staatsminiſteriums kann der Provinziallandtag durch 
Königliche Verordnung aufgelöſt werden. Es ſind ſodann Neuwahlen anzuordnen, 
welche innerhalb drei Monaten vom Tage der Auflöſung an erfolgen müſſen. 
Der neugewählte Landtag iſt innerhalb ſechs Monaten nach erfolgter Auflöſung 
zu berufen. 

Im Falle der Auflöſung des Provinziallandtages bleiben die von dem— 
ſelben gewählten Mitglieder des Provinzialausſchuſſes und der Provinzial 
kommiſſionen bis zum Zuſammentritte des neu gebildeten Provinziallandtages in 
Wirkſamkeit. 550 


Vierter Titel. 
Schluß, Uebergangs- und Ausfuͤhrungs-Beſtimmungen. 
N 1 123. 

Mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes gehen die Rechte und Pflichten des 
bisherigen provinzialſtändiſchen Verbandes der Rheinprovinz auf den Provinzial⸗ 
verband über. TR 

Die bisherigen provinzialſtändiſchen Ausſchüſſe und Kommiſſionen bleiben 
bis zur anderweiten Beſchlußnahme des nach dieſem Geſetze gewählten Provinzial⸗ 
landtages über ihren Fortbeſtand und ihre Zuſammenſetzung in Wirkſamkeit. 


| 6,124. | „ „und 
Für die erſten Wahlen werden die Obliegenheiten des Provinzialausſchuſſes 
(§ 12 und 13) von dem Oberpräſidenten wahrgenommen. „5, 
Derſelbe iſt befugt, im Einverſtändniſſe mit dem provinzialſtändiſchen Ver- 
waltungsausſchuſſe gemäß §. 11 Landkreiſe für die erſten Wahlen und für die 
während der erſten Wahlperiode erforderlich werdenden Erſatzwahlen zu verbinden 
und die Wahlorte zu beſtimmen. 


an 128.7 
Mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes verlieren alle mit den Vorſchriften 


deſſelben in Widerſpruch ſtehenden oder damit nicht zu vereinigenden geſetzlichen 
Beſtimmungen ihre Gültigkeit. 5 


$. 126. 


Der Minifter des Innern iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt 
und erläßt die hierzu erforderlichen Anordnungen und Inſtruktionen. 
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Wahlreglement. 


RT. 

Der Wahlvorſtand befteht aus dem Vorſitzenden des Provinziallandtages 
beziehungsweiſe dem vom Oberpräſidenten ernannten Wahlkommiſſar, dem Band- 
rathe, dem Bürgermeiſter oder deren Stellvertreter als Vorſitzenden und aus zwei 
oder vier Beiſitzern, welche von der Wahlverſammlung aus der Zahl der Wähler 
zu wählen find. Der Vorſitzende ernennt einen der Beiſitzer zum Protokollführer. 


| $. 2. 
Während der Wahlhandlung dürfen im Wahllokale weder Diskuſſionen 
ſtattfinden, noch Anſprachen gehalten, noch Beſchlüſſe gefaßt werden. 
Ausgenommen hiervon ſind die Diskuſſionen und Beſchlüſſe des Wahl⸗ 
vorſtandes, welche durch die Leitung des Wahlgeſchäfts bedingt ſind. 


* 
Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel. 


$. 4. 
Die Wähler werden in der Reihenfolge, in welcher ſie in der Wählerliſte 
verzeichnet ſind, aufgerufen. 
Jeder aufgerufene Wähler legt den Stimmzettel uneröffnet in die Wahlurne. 


ww | 

Die während des Wahlakts erſcheinenden Wähler können an der nicht 
geſchloſſenen Wahl Theil nehmen. 

Sind keine Stimmen mehr abzugeben, ſo erklärt der Wahlvorſtand die 
Wahl für geſchloſſen; der Vorſitzende nimmt die Stimmzettel einzeln aus der 
Wahlurne und verlieſt die darauf verzeichneten, von einem Beiſitzer, welchen der 
Vorſitzende ernennt, laut zu zählenden Namen. 


$. 6. 

Ungültig find: 

1) Stimmzettel, welche keinen oder feinen lesbaren Namen enthalten; 

2) Stimmzettel, aus welchen die Perſon des Gewählten nicht unzweifelhaft 
zu erkennen iſt ; 

3) Stimmzettel, auf welchen mehr Namen, als zu wählende Perſonen 
oder der Name einer nicht wählbaren Perſon verzeichnet iſt;; 

4) Stimmzettel, welche einen Proteſt oder Vorbehalt enthalten. 

(Nr. 9215.) 


uno 

Alle ungültigen Stimmzettel werden als nicht abgegeben betrachtet. Ueber 
die Gültigkeit der Stimmzettel entſcheidet vorläufig der Wahlvorſtand. Die 
Stimmzettel ſind dem Wahlprotokolle beizufügen und ſo lange aufzubewahren, 
bis über die gegen das Wahlverfahren erhobenen Einſprüche rechtskräftig ent⸗ 
ſchieden iſt. 

§. 8. 

Als gewählt find diejenigen zu betrachten, welche die abſolute Stimmen 
mehrheit (mehr als die Hälfte der Stimmen) erhalten haben. 

Ergiebt ſich keine abſolute Stimmenmehrheit, ſo wird zu einer engeren 
Wahl zwiſchen denjenigen zwei Perſonen geſchritten, welche die meiſten Stimmen 
erhalten haben. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das von dem Vorſitzenden zu 
ziehende Loos darüber, wer auf die engere Wahl zu bringen, beziehungsweiſe 
wer als ſchließlich gewählt zu betrachten iſt. } 


. 9. 
Die Wahlprotokolle find von dem Wahlvorftande zu unterzeichnen. 


F. 10. 


Der Vorſitzende des Wahlvorſtandes hat die Gewählten von der auf ſie 
gefallenen Wahl mit der Aufforderung in Kenntniß zu ſetzen, ſich über die An⸗ 
nahme oder Ablehnung innerhalb längſtens fünf Tagen zu erklären. Wer dieſe 
Erklärung nicht abgiebt, wird als ablehnend betrachtet. 


8 l. 


Wahlen, welche auf dem Provinziallandtage ſelbſt vorzunehmen ſind, können 
auch durch Akklamation ſtattfinden, ſofern Niemand Widerſpruch erhebt. 
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